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Vorwort
von Präses Barbara Rinke

Ein Blick auf die gesellschaftliche Debatte zeigt, dass das Schwerpunktthema der 5. Tagung der 10. Synode der Evangelischen Kirche
in Deutschland �Armut und Reichtum� genau zur richtigen Zeit kommt. Auch wir in der Synode sind herausgefordert durch die
Frage, wie den drängenden Herausforderungen mit möglichst gerechten Lösungen begegnet werden kann.

Umbrüche und Veränderungen stehen in vielen Lebensbereichen auf der Tagesordnung:

� Da ist zum einen die Herausforderung der globalisierten Weltwirtschaft, die im deutschen Wirtschafts- und
Gesellschaftsmodell Anpassungen und Veränderungen erzwingt.

� Zum anderen spürt die gesamte Gesellschaft den Druck � auch angesichts der demographischen Situation �, die deutschen
Sozialversicherungssysteme dauerhaft krisenfest zu machen.

� Nicht geringer geworden ist die Herausforderung, die Massenarbeitslosigkeit in Deutschland zu bekämpfen.

� Und schließlich bleibt die Herausforderung, in ganz Deutschland möglichst gleichwertige Lebensverhältnisse  zu schaffen
und Ausgrenzungen von Menschen oder ganzer Regionen vom gemeinsamen Wohlstand  entgegen zu wirken.

Sichtbar für alle nimmt die Armut zu. Zugleich ist deutlich, dass Deutschland nach wie vor ein reiches Land ist und genügend
Ressourcen zur Verfügung hat, um viele der anstehenden Probleme tatkräftig und gerecht lösen zu können. Das Land ist reich an
materiellen Ressourcen, aber es ist auch in einem allgemeineren Sinne reich an Ideen und Tatkraft vieler Menschen, die für das
Gemeinwohl eingesetzt und genutzt werden können.

Der vorliegende Reader enthält für das Schwerpunktthema Texte, die der Vorbereitungsausschuss zusammen gestellt hat.
Vorangestellt wird ein Text des Vorbereitungsausschusses zum Schwerpunktthema, der grundlegende Überlegungen und Maximen
zur Behandlung des Themas aufzeigt. Der Reader wird ergänzt durch zwei umfangreichere Texte:

Im Juli hat der Rat der EKD die Denkschrift �Gerechte Teilhabe. Befähigung zu Eigenverantwortung und Solidarität� veröffentlicht,
in der sich die Analyse der Situation mit einer Reihe von wichtigen Anregungen und Vorschlägen zur forcierten Bekämpfung von
Armut in Deutschland verbindet.

Die christlichen Kirchen in Großbritannien und Irland haben sich in einem groß angelegten Konsultationsprozess mit dem gleichen
Thema im Vorfeld zur Unterhauswahl in Großbritannien 2005 auseinandergesetzt. Die Situation dort ist sicher nicht unmittelbar
auf die Situation in Deutschland zu übertragen, aber im abschließenden Text �Prosperity with a Purpose� finden sich viele gute und
wichtige Anregungen für unsere Diskussion, deshalb steht auch dieser Text übersetzt unter dem deutschen Titel �Wohlstand als
Aufgabe� zur Verfügung.

Mein Dank für die vorbereitende Arbeit zur Synode gilt dem Vorbereitungsausschuss mit seinen Mitgliedern, dessen Vorsitzender
Katrin Göring-Eckardt, Vizepräsidentin des Deutschen Bundestages, und dessen Geschäftsführer Professor Gerhard Wegner, Direktor
des Sozialwissenschaftlichen Instituts der EKD. Ich freue mich auf engagierte Diskussionen in Würzburg und wünsche allen mit die-
sen Texten neue Erkenntnisse für die Diskussion auf der 5. Tagung der 10. Synode.

Hannover, im Oktober 2006
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Vorab:

Armut und Reichtum in der Perspektive 

des christlichen Glaubens

�Ich bin gekommen, damit sie das Leben und alles in Fülle
haben sollen.� (Joh 10,10)

(1) Die Frage, ob unser Leben gelingt und vor Gott bestehen
kann, hängt in der Perspektive des christlichen Glaubens nicht
davon ab, ob man sich zu den Armen oder zu den Reichen zäh-
len kann bzw. über ein mehr oder minder großes Vermögen
verfügt. Vor Gott sind alle Menschen gleich und sind nach sei-
nem Bilde mit der gleichen Würde ausgestattet. Armut kann
diese unverlierbare Würde nicht beeinträchtigen � und
Reichtum fügt ihr nichts hinzu. Jeder verfügt über Gaben, die
für die Gemeinschaft aller wertvoll sind � niemand soll verlo-
ren gehen. Zugleich sind alle Menschen � egal ob, reich oder
arm � allzumal Sünder. Die Unterschiede zwischen Armen und
Reichen sollen uns daran erinnern, wie sehr wir alle aufeinan-
der angewiesen sind und der Solidarität bedürfen. Keiner hat
das Recht auf den anderen herabzublicken � und es gibt auch
keine Gründe dafür, neidisch zu sein, weil andere mehr haben.
�Reiche und Arme begegnen einander � der Herr hat sie alle
gemacht.� (Sprüche 22,2)

�Niemand lebt davon, dass er viel besitzt.�

(Lk 12,15)

(2) Reichtum ist christlich gesehen weit mehr, als sich im mate-
riellen Vermögen von Menschen ausdrücken könnte. Kein
Mensch ist in dieser Sicht nur deswegen arm, weil er über
wenig Geld verfügt � und niemand nur deswegen reich, weil er
mehr hat, als er zu einem guten Leben braucht. Entscheidend
ist, ob sich jemand mit all dem, was er hat oder auch nicht hat,
Gott anvertraut und hoffen kann, vor seinem Richterstuhl zu
bestehen. Entscheidend ist, ob jemand im Kraftfeld von Glaube,
Liebe und Hoffnung leben will und deswegen die Mittel, über
die er verfügt, in der Bewegungsrichtung des Reiches Gottes
nutzt und anstrebt, ein gerechtes Leben zu führen. Reichtum in
diesem geistlichen Sinn zeigt sich nicht darin, was und wie viel
man besitzt, sondern darin, wofür man sein Leben nutzt. Es ist
die Freiheit, die Mittel dieser Welt, und so gerade auch den
materiellen Reichtum, zum Wohle aller und in diesem Sinne
zur Ehre Gottes einzusetzen, die eine gerechte christliche
Haltung auszeichnet. Wer aber alles vom materiellen Reichtum
erwartet und � ob arm oder reich � sein Herz daran hängt, der
bedroht sein Leben auf das ˜ußerste. Wirklicher Reichtum aus
christlicher Sicht ist Leben aus dem Geist Gottes in Freude und
Dankbarkeit, im befreiten Dienst der Liebe.
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�Wem viel gegeben worden ist, bei dem wird man auch viel suchen.�
(Lk 12,48)

Ein Beitrag des Vorbereitungsausschusses für die Arbeit
der Synode der EKD 

am Thema �Armut und Reichtum�

Inhalt:

Vorab: Armut und Reichtum in der Perspektive des christlichen Glaubens

I. Warum wir uns äußern � die Situation
II. Reichtum als Gabe und Aufgabe � die christliche Sicht

III. Worum es geht � Folgerungen und Forderungen

Schließlich: Armut, Reichtum und die Wirklichkeit Gottes



Insofern halten wir fest: �Wohl dem Reichen, der untadelig geblie-

ben ist und nicht das Geld sucht. Wo ist der? So wollen wir ihn

loben; denn er tut große Dinge unter seinem Volk. Wer bewährt sich

darin bis ans Ende? Der soll gelobt werden. Wer konnte das Gesetz

übertreten und tat�s doch nicht, konnte Böses tun und tat�s auch

nicht? Seine Güter werden bleiben, und die Gemeinde wird seine

Almosen preisen.� (Jesus Sirach 31,8-11)

I. Warum wir uns äußern � die Situation

(3) Deutschland ist ein reiches Land. Allein das Brutto-
Finanzvermögen aller privaten Haushalte stieg im vergange-
nen Jahr um 180 auf 4260 Milliarden Euro � je Haushalt sind
dies im Durchschnitt 109.000 Euro. Trotz aller wirtschaftlichen
Probleme hat sich dieser Betrag seit 1991 mehr als verdoppelt.
Noch nie in der Geschichte verfügten Menschen in unserem
Land über dermaßen umfangreiche Vermögen und sie wach-
sen weiter � bei großer Arbeitslosigkeit. Weltweit gesehen
zählt Deutschland eindeutig zu den wirtschaftlichen
Gewinnern der Globalisierung. Die Möglichkeiten, Armut in
Deutschland und weltweit entschlossen zu bekämpfen, sind
folglich so groß wie noch nie. Wer vermögend ist, vermag
etwas. Reichtum verpflichtet: Er muss zur Hebung des
Gemeinwohls und zur Sicherung des Wohlstandes für alle in
die Pflicht genommen werden. Aber in dieser Hinsicht gibt es
erheblichen Handlungsbedarf.

(4) Denn dieser Reichtum ist höchst ungleich verteilt. Die
Schere zwischen Reichen und Armen in Deutschland und welt-
weit geht immer rasanter auseinander. So stieg in Deutschland
die Armutsrisikoquote von knapp 13 % im Jahr 1998 auf 17 % im
Jahr 2005 � ein enormer Anstieg in nur 7 Jahren � und indiziert
damit eine beträchtliche Zunahme von materieller
Ungleichheit in unserem Land. Auch wenn zu erwarten ist,
dass die Ungleichheit und das Armutsrisiko wieder zurückge-
hen werden, wenn die Konjunktur anspringt, bleibt das
Problem, dass sich der wirtschaftliche Erfolg  nicht in einem
ausreichenden Maße in bessere Teilhabemöglichkeiten für die
Menschen umsetzt. Ja, die Folgen der Globalisierung haben so-
gar in manchen Bereichen spürbar negative Auswirkungen auf
die Sicherheit von Arbeitsplätzen und Einkommen. Zudem hat
die Chancengleichheit in unserem Land erheblich abgenom-

men: Es wird immer schwieriger, aus nichtprivilegierten
Elternhäusern sozial aufzusteigen. Diese Situation ist nicht
neu � sie scheint sich jedoch zu beschleunigen und gibt deswe-
gen erheblichen Anlass zur Sorge um die Zukunft unseres wirt-
schafts- und sozialpolitischen Modells der sozialen
Marktwirtschaft, mit dem nach dem 2. Weltkrieg sehr erfolg-
reich zugleich wirtschaftliche Dynamik und sozialer Ausgleich
erreicht sowie gefährliche Spaltungen der Gesellschaft zwi-
schen Reichen und Armen vermieden werden konnten.

(5) Zudem deuten sich in den öffentlichen Debatten erhebliche
Verschiebungen in der Bewertung von Reichtum und Armut
an. Manche erhoffen sich von einem wachsenden
Auseinanderdriften von Armen und Reichen,
Ausgeschlossenen und Eliten, Lösungen unserer
Zukunftsprobleme, vor allem eine größere wirtschaftliche
Dynamik  � andere haben sich schlechterdings mit dem
Vorhandensein von Armut und der zunehmenden
Konzentration von Reichtum bei wenigen abgefunden. Gegen
beides wenden wir uns mit Entschiedenheit und erwarten,
dass konsequenter als bisher Reichtum transparent gemacht,
für gesamtwirtschaftliches Wachstum genutzt und zur
Bekämpfung von Armut eingesetzt wird. Materieller Reichtum
ist ein wichtiges Mittel zur Entwicklung der Gesellschaft, darf
sich aber nicht als Ziel verselbständigen. Wir plädieren nicht
für  materielle Gleichheit in der Gesellschaft, meinen aber, dass
das Ausmaß der Ungleichheit mittlerweile zu groß geworden
ist und wirtschaftliche Entwicklung behindert. Wir wollen ein
Land, in dem sich alle Menschen �auf Augenhöhe� begegnen
können, alle faire Chancen haben, auch höchste Positionen zu
erringen, und niemand um ein Auskommen bitten muss. Wer
dennoch Unterstützung braucht, muss sie solidarisch erhalten
können.

(6) Mit dem �Gemeinsamen Wort� des Rates der Evangelischen
Kirche in Deutschland und der Deutschen Bischofskonferenz
�Für eine Zukunft in Solidarität und Gerechtigkeit� (1997) hal-
ten wir erneut fest: �Nur was die Lage der Schwächeren bes-
sert, hat Bestand.� (�Gemeinsames Wort� Ziffer 41) Reichtum
hat nicht Wert in sich, sondern findet seine Berechtigung nicht
zuletzt darin, in Wohlstand für alle umgesetzt zu werden.
Dieses Ziel wird zur Zeit in unserem Land nicht konsequent
genug verfolgt. Dies wird zuletzt in der Denkschrift des Rates
der EKD �Gerechte Teilhabe� erneut unterstrichen. Weit mehr
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als bisher muss es Chancen für alle geben, Wohlstand zu erwer-
ben und durch eigene Anstrengungen zum Gemeinwohl bei-
tragen zu können. Zunehmender Reichtum in den Händen von
nur Wenigen untergräbt dieses Ziel einer gerechten
Gesellschaft.

(7) In dieser Richtung hat sich die Evangelische Kirche in
Deutschland immer wieder zu Fragen einer gerechten
Verteilung des Reichtums und der Bekämpfung von Armut
geäußert. Sie hat es � gemeinsam mit der Katholischen Kirche
� als ihre besondere Verpflichtung angesehen, �dem Anliegen
jener Gehör zu verschaffen, die im wirtschaftlichen und politi-
schen Kalkül leicht vergessen werden, weil sie sich selbst nicht
wirksam artikulieren können.� (�Gemeinsames Wort� Ziffer 4)
Weiter heißt es pointiert: �Nicht nur Armut, auch Reichtum
muss ein Thema der politischen Debatte sein. Umverteilung ist
gegenwärtig häufig Umverteilung des Mangels, weil der Über-
fluss auf der anderen Seite geschont wird. Ohnehin tendiert
die wirtschaftliche Entwicklung dazu, den Anteil der
Kapitaleinkommen gegenüber dem Anteil der
Lohneinkommen zu vergrößern.� (Ziffer 13) Gefordert wurde
daher u.a. die jährliche Erstellung nicht nur eines Armuts-, son-
dern auch eines Reichtumsberichts (Ziffer 219) � dem die
Bundesregierung inzwischen in 2001 und 2005 vor allem im
Blick auf Armut nachgekommen ist.

Was wir unter Armut und Reichtum verstehen

(8) Das große Problem der nachhaltigen Bekämpfung von
Armut in Deutschland wurde zuletzt in der Denkschrift des
Rates der EKD �Gerechte Teilhabe� zum Thema gemacht. Dieser
Text verdeutlicht, dass Armut nicht auf materielle
Dimensionen reduziert und deswegen nicht nur durch finan-
zielle Transfers gelöst werden kann. Armut ist vor allem als
mangelnde Teilhabe an der Gesellschaft � im Extremfall als
Ausschluss aus ihr � zu verstehen. Sie liegt nicht erst dann vor,
wenn Menschen materiell unterversorgt sind, sondern wenn
sie über zu geringe Chancen verfügen, sich mit ihren
Fähigkeiten in das von allen geteilte Leben einbringen zu kön-
nen. Armut so verstanden behindert Menschen darin, ihren
von Gott gegebenen Auftrag, sich mit ihren Gaben zur
Selbsterhaltung und zum Wohl aller einzusetzen, zu erfüllen.
Wo dies der Fall ist, muss der vorhandene Reichtum auch ent-

schieden zur Verbesserung der Lage aller und nicht nur einiger
weniger eingesetzt werden. Es gibt keine Entschuldigung, dies
nicht zu tun und Reichtum vielmehr lediglich zur weiteren
Steigerung der Möglichkeiten ohnehin schon Reicher einzuset-
zen.

(9) Sowenig wie Armut kann auch Reichtum auf materielle
Dimensionen reduziert werden. Natürlich findet er seinen
erkennbarsten Ausdruck im Verfügen über ein großes
Vermögen. Zum Reichtum gehört aber auch, dass Menschen
über ein besonders hohes Maß an Teilhabechancen, d.h. über
Macht, verfügen und sich dementsprechend in die Gesellschaft
gestaltend einbringen können. In dieser Hinsicht stellen vor
allem ein hohes Maß an Bildung und gute Gesundheit ent-
scheidende Aspekte von Reichtum dar. Die Chance, Bildung und
möglichst gute Gesundheit erlangen zu können, muss allen in
der Gesellschaft offen stehen. Was unser Land anbetrifft, so
erleben wir allerdings, dass insbesondere hohe Bildung, aber
auch gute Gesundheit in einem erheblichen Ausmaß von der
Verfügung über materiellen Reichtum abhängen. Dies ist nicht
hinzunehmen.

(10) Mit der Stellungnahme der Kammer für nachhaltige
Entwicklung der EKD �Schritte zu einer nachhaltigen
Entwicklung. Die Millenniumsziele der Vereinten Nationen� im
Jahr 2005 hat sich die EKD zuletzt zur Frage von globaler
Ungleichheit, weltweiter Armut und Reichtum und
Lösungswegen geäußert. An einigen Stellen soll auch im vorlie-
genden Grundsatzpapier in diesem Sinne der Blick über den
deutschen Tellerrand gehoben werden � auch wenn es sich vor-
rangig mit der Situation in unserem Land beschäftigen soll
und will �, denn in unserer globalisierten Welt haben viele
Handlungen im Norden Auswirkungen auf den Süden und
umgekehrt. Die Stellungnahme der EKD aus dem Jahr 2005
betont die Notwendigkeit der Umsetzung dieser Ziele, hält
aber auch fest, dass dies nur Zwischenschritte auf dem Weg zu
einer beträchtlichen Reduktion weltweiter Armut sind und
deswegen weit mehr Engagement gefordert ist.

Materieller Reichtum und materielle Armut

(11) Als materiell Reiche können diejenigen gelten, die erheblich
mehr als der Durchschnitt der Bevölkerung verdienen � oft
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gemessen als mehr als das Doppelte des Durchschnittsein-
kommens � und vor allem über ein signifikantes Vermögen ver-
fügen. Sie stellen eine relativ kleine Gruppe der deutschen
Bevölkerung dar. Vom finanziellen Gesamtvermögen deutscher
Privathaushalte stehen ziemlich genau 50% in der Verfügung
des reichsten Zehntels der Haushalte. Dieser Anteil ist zwi-
schen 1998 und 2003 um gut 4 Prozentpunkte gestiegen.
Demgegenüber entfallen nur knapp vier Prozent der Geld- und
Sachwerte auf die untere Hälfte der Haushalte. Wesentlich ist
der Besitz an Immobilien: Im obersten Zehntel besitzt praktisch
jeder Haushalt Grundvermögen � im unteren Zehntel nur rund
6%. Der Reichtum an der Spitze nimmt durch Erbschaften
immer weiter zu. Eine belastbare Übersicht über den Besitz am
deutschen Produktivkapital gibt es nicht.

(12) Demgegenüber ist die Zahl derjenigen, die von Armut
betroffen oder von ihr bedroht sind, in den letzten Jahren � vor
allem wegen der anhaltend hohen Arbeitslosigkeit - erheblich
gewachsen. Gut ein Fünftel aller abhängig Beschäftigten arbei-
ten in Deutschland für Niedriglöhne � nach der international
üblichen Definition der Niedriglohngrenze also für weniger als
zwei Drittel des Medianentgeltes  (= z.Z. 10 Euro/ Stunde). Die
Löhne im unteren Segment sinken immer weiter; mittlerweile
liegt z.B. der Tariflohn eines 17jährigen einfachen Arbeiters im
hessischen Tischlerhandwerk bei 3,73 Euro � ein Saisonarbeiter
in der sächsischen Landwirtschaft wird mit 4,40 Euro entlohnt.
Gleichzeitig ist die Schere zwischen Armen und Reichen in den
letzten Jahren immer weiter auseinander gegangen. Dies muss
allerdings nicht bedeuten, dass sich die Situation der Armen
auch absolut verschlechtert hat und im konjunkturellen
Aufschwung nicht auch die Armen profitieren werden. Da
Armut relativ zum Durchschnittseinkommen definiert wird,
kann es auch sein, dass die soziale Ungleichheit zwar steigt, es
den Armen aber dennoch rein materiell besser geht.
Tatsächlich hat sich die Zahl der Menschen, die in die Nähe des
Existenzminimums geraten sind, in den letzten Jahren erhöht.

(13) Der Reichtum einer Gesellschaft bemisst sich nicht nur an
der Einkommensverteilung und an der Höhe von Geldtransfers
für arme und hilfsbedürftige Menschen. Eine gerechte
Gesellschaft lebt auch von institutionellen Teilhabemöglich-
keiten, die unabhängig von Einkommen und Vermögen der
Nutzer gesichert sind. Der in Deutschland gebildete Sozialstaat

hat hier im Bereich der Daseinsvorsorge und der sozialen
Infrastruktur eine wichtige Garantiefunktion. Unter dem
Eindruck mangelnder staatlicher und fiskalischer Leistungs-
fähigkeit wurden in den letzten Jahren von Bibliotheken,
Schwimmbädern und sozialen Beratungsstellen über den
öffentlichen Personenverkehr bis hin zu wohnungsnahen
Einkaufs- und Beschäftigungsmöglichkeiten wichtige
Voraussetzungen einer funktionierenden Gemeinschaft abge-
baut. Gleichzeitig werden gemeinnützige Dienste der freien
Wohlfahrtspflege nicht in den Stand gesetzt, mit ausreichen-
den haupt- und ehrenamtlichen Personalressourcen ihren
Auftrag zu erfüllen. Damit steht das Konzept einer beschäfti-
gungsfreundlichen, sozialen Dienstleistungsgesellschaft und
die Gewinnung von Nachwuchs in den Sozial- und
Pflegeberufen in Frage. Insbesondere müssen in der häuslichen
Pflege ausreichende Betreuungsmöglichkeiten geschaffen
werden, die auch Familien ohne Spitzeneinkommen diese
Dienste sichern.

(14) Weltweit sind die Unterschiede zwischen Arm und Reich
allerdings viel gravierender als in Deutschland, das sich in
bezug auf die Armutsrisikoquote innerhalb Europas bisher
noch im Mittelfeld bewegt. Die 12 % der Weltbevölkerung, die
in den G7-Staaten leben, verfügen über 70 % des weltweiten
Einkommens. Die reichsten 500 Einzelpersonen der Welt verfü-
gen gemeinsam über ein größeres Einkommen als die ärmsten
416 Millionen. Für viele  Menschen bedeutet Reichtum dabei
bereits die Befriedigung ihrer materiellen Grundbedürfnisse
(Nahrung, Kleidung, Wohnung etc.), die für sie in ihren
Heimatländern nicht möglich ist.

(15) Was kann getan werden, damit der vorhandene Reichtum
in unserem Land so genutzt wird, dass die Allgemeinheit davon
mehr profitiert � und nicht nur einige wenige? Wie kann
sichergestellt werden, dass erfolgreiche Industrieländer mit
ihrem Reichtum international verantwortungsvoll gegenüber
benachteiligten Regionen der Welt handeln? Reichtum ist eine
gesellschaftliche Ressource, die nicht zum Zwecke des gestei-
gerten privaten Konsums verbraucht werden darf, sondern
auch zur Sicherung vor Armut und Not und zur Hebung der
Lebensqualität aller Menschen eingesetzt werden muss. Dieser
Grundsatz gilt im übertragenen Sinn  auch mit Blick auf die
globalen Ungleichheiten. Gerade Deutschland als eines der
reichsten Länder der Welt steht hier in einer besonderen
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Verantwortung. In diesem Sinne muss gefragt werden: Wofür
wird der Reichtum tatsächlich verwendet? 

Reichtum als Privileg

(16) An der Gestaltung der politischen und gesellschaftlichen
Lebensverhältnisse sind Reiche stärker beteiligt als Arme. Der
Zugang zu dieser �Elite� beruht jedoch in unserem Land nicht
nur auf eigener Leistung, sondern wird durch materielle und
immaterielle Privilegien gesteuert, so dass diese Gruppe über-
wiegend geschlossen bleibt. Soziale Aufstiegsprozesse � sieht
man von Politikern ab � gelingen nur sehr eingeschränkt.
Materielles Vermögen wird zu einem großen Teil innerhalb die-
ser Gruppe der Einflussreichen vererbt und nicht-monetäre
Vorteile, insbesondere exklusives �Sozialkapital�, werden im
Prozess der Sozialisation in der entsprechenden Familie exklu-
siv weitergegeben. Diese �Vererbung privilegierter
Karrierechancen� greift insbesondere im Fall wirtschaftlicher
Führungseliten. Einer der Gründe hierfür ist die gegenwärtige
Struktur des deutschen Bildungssystems. Dass in der Schule
Akademikerkinder � bei gleichen Fähigkeiten � erheblich besse-
re Chancen auf einen höheren Abschluss haben als Kinder aus
einfachen Verhältnissen � und vor allem aus Migranten-
familien �, hat die PISA - Studie schonungslos aufgedeckt. Hier
werden nicht nur individuelle Chancen, sondern auch wichtige
gesamtgesellschaftliche Potentiale vergeben.

(17) Zudem ist Reichtum mit der Lebensdauer verknüpft: Wer
viel verdient, kann es sich leisten, gesünder zu leben und lebt
deswegen länger, wer arm ist, stirbt früher. Einen entsprechen-
den Zusammenhang gibt es auch für das Sozialprestige; je
höher, desto gesünder. Eine entsprechende Auswertung von
Daten des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung und
der Deutschen Rentenversicherung lässt erkennen, dass
Bezieher und Bezieherinnen einer geringen Rente durch-
schnittlich knapp fünf Jahre früher sterben als solche mit einer
hohen Rente. Gut belegt ist im übrigen, dass die Erfahrung von
Arbeitslosigkeit mit gesundheitlichen Belastungen einhergeht,
längere Arbeitslosigkeit krank macht und die Lebenserwartung
senkt.

II. Reichtum als Gabe und Aufgabe � die christliche Sicht

(18) Reichtum wird in der Bibel häufig zum Thema gemacht.
Die verschiedenen Aspekte, unter denen dies geschieht,
machen seine Ambivalenzen deutlich und verknüpfen
Reichtum stets mit Fragen nach der Lebensführung. Ob
Reichtum zum Segen oder zum Fluch wird, entscheidet sich an
seinem Erwerb und seiner Verwendung. Insgesamt lassen sich
wenigstens drei Argumentationslinien unterscheiden:

a) (Gerechter Reichtum) Reichtum als Konsequenz einer an
Gerechtigkeit orientierten Lebensführung und aufgrund
eigener Anstrengungen kann im Sinne der Bibel als
Segen begriffen werden, den Gott schenkt. Sich zu
bemühen, zu arbeiten, für sich und andere zu sorgen, zu
sparen, um die Zukunft zu sichern � und in dieser
Hinsicht nach persönlichem Wohlstand zu streben � ist
nicht nur legitim, sondern wird auch in christlicher Ethik
von jedem und jeder gemäß den eigenen Möglichkeiten
erwartet. Ungeachtet dessen stellt auch freiwillige
Armut, ja Besitzverzicht eine christliche Existenzmög-
lichkeit dar. �Denn wenn Gott einem Menschen Reichtum
und Güter gibt und lässt ihn davon essen und trinken und
sein Teil nehmen und fröhlich sein bei seinem Mühen, so
ist das eine Gottesgabe.� (Prediger 5,18)

b) (Ungerechter Reichtum) Reichtum kann aber auch dazu
führen, dass sich missbräuchlich Macht über andere
akkumuliert und dass dies Reiche dazu verführt, ihre
Möglichkeiten auf Kosten der Armen zu missbrauchen.
Darauf weisen eine Reihe von Aussagen und
Geschichten in der Bibel hin. Gegen dieses Unrecht wird
die unbedingte Geltung des göttlichen Rechtes eingefor-
dert. �Besser wenig mit Gerechtigkeit als viel Einkommen
mit Unrecht.� (Sprüche 16,8)

c) (Reichtum als Versuchung) Reichtum kann zudem als
Konkurrent zum Glauben an Gott verstanden werden.
Die kritische Frage muss immer sein, woran das Herz
eines jeden hängt. Ist es dem materiellen Reichtum ver-
fallen, so ist dies ein Warnsignal, weil dann das eigene
materielle Vermögen nicht mehr sinnvoll genutzt wer-
den kann, sondern man ihm verfallen ist. Denn die per-
sönliche Hingabe an Gott und an seine Gebote kann
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dadurch, dass man sich auf seinen Reichtum verlässt,
massiv beeinträchtigt werden. Damit kann Reichtum
dazu führen, gegen den weltlichen Augenschein den-
noch letztlich sein Leben zu verlieren, weil man seinen
wirklichen Sinn verfehlt. Weil Reichtum aber eine ver-
meintliche Sicherheit vortäuscht, besteht die reale
Gefahr, sein �Herz� an ihn zu verlieren. �Denn welchen
Nutzen hätte der Mensch, wenn er die ganze Welt gewön-
ne und verlöre sich selbst oder nähme Schaden an sich
selbst?� (Lk 9,25) 

(19) Wenn sich die evangelische Kirche in dieser Richtung zu
Fragen von Reichtum und Armut äußert, so tut sie es folglich
nicht, um Neidgefühle oder Ressentiments zu wecken. Und
wenn sie ihre grundsätzliche �Option für die Armen� bekräf-
tigt, so bedeutet dies nicht, dass es darum ginge in einer Art
von �Robin-Hood-Haltung� einfach den Reichen vieles wegzu-
nehmen und dann den Armen zu geben. Ein solcher Weg würde
die Komplexität der Problematik in der modernen Gesellschaft
völlig unterschätzen. Auch stellt sie nicht den Nutzen von
Reichtum infrage, sondern betont ausdrücklich, dass auf seiner
gerechten Verwendung der Segen Gottes ruhen kann. Und sie
würdigt die vielen Reichen, die ihrer christlichen
Verantwortung nachkommen und ihren Reichtum im Interesse
des Wohles aller und gerade der Schwächeren in der
Gesellschaft einsetzen.

(20) Reichtum hat jenseits von Eden folglich eine wichtige
Funktion in der Schöpfung Gottes. Aber es muss nachdrücklich
gefragt werden: Wie ist der vorhandene gesellschaftliche und
persönliche Reichtum entstanden? Wofür wird der Reichtum
genutzt? Profitieren vom Reichtum ausschließlich einige weni-
ge, die sich mit ihm einen aufwändigen Lebensstil leisten kön-
nen, oder wird der Reichtum letztendlich dafür eingesetzt, dass
möglichst viele Menschen in Freiheit und ohne Angst leben
können, insbesondere eben auch dafür, dauerhafte Armut
� auch weltweit � auf den �Müllhaufen der Geschichte� (Bob
Geldof) zu befördern? Reichtum muss als eine Gabe Gottes
gesehen werden, die Menschen und Gruppen treuhänderisch
anvertraut ist und sich darin bewähren soll, der ganzen
Gemeinschaft zugute zu kommen, um die Lebens- und
Teilhabemöglichkeiten aller Menschen zu erweitern und durch
die Schaffung solidarischer Formen der Arbeit und der
Lebenssicherung zu ihrer Freiheit beizutragen.

(21) In dieser Hinsicht unterstreichen wir die Aussagen des
Grundgesetzes zur Sozialpflichtigkeit des Eigentums:
�Eigentum verpflichtet. Sein Gebrauch soll zugleich dem Wohle
der Allgemeinheit dienen.� (Artikel 14 GG). Hier wird das christ-
liche Verständnis von Eigentum und Reichtum pointiert
zusammengefasst. Gerade diejenigen biblischen und christli-
chen Traditionen, die festhalten, dass gerecht erworbener
Reichtum als Segen verstanden werden kann, betonen, dass
mit seinem Besitz die erhöhte Verantwortung einhergeht, für
alle, gerade auch für die Armen, zu sorgen. Die Wirtschafts-
und Sozialordnung Deutschlands ist durch die Verankerung
der Sozialpflichtigkeit im Grundgesetz dieser Festlegung
unterworfen. Sie darf nicht preisgegeben werden! Es besteht
die Gefahr, dass sich Verfassungsgebot und Verfassungswirk-
lichkeit immer weiter auseinanderentwickeln.

Option für die Armen � aber kein Egalitarismus!

(22) Die biblisch geprägte christliche Haltung zum Reichtum
hat sich in ihrer geschichtlichen Entwicklung in verschiedenen
Facetten profiliert. Selbstkritisch müssen wir festhalten, dass
es auch Formen der missbräuchlichen Legitimierung unge-
rechten Reichtums gegeben hat. Es gab Situationen, in denen
die Kirche augenscheinlicher Reichtumsbildung auf Kosten der
Armen nur zugesehen und ihren Mund nicht für die
Schwachen geöffnet hat. Die Beteiligung von Armen an
Kirchengemeinden war und ist oft mangelhaft. Auch heute
unternehmen wir als Kirche zuwenig, um dem Ausschluss von
Armen aus der Gesellschaft zu wehren. Zu oft konzentrieren
wir uns darauf, allein materielle Hilfe zu leisten, und überse-
hen, dass es einer umfassenden Befähigung und Ermutigung
(Empowerment) der Betroffenen bedarf, das auch kulturelle
Aspekte umfasst. Zu lange haben wir zugesehen, dass in
Deutschland die Arbeitslosigkeit und damit das Risiko, dauer-
haft arm zu werden, immer weiter wuchs, ohne wirklich etwas
dagegen zu unternehmen. Dass Arbeitslose materiell mehr
oder minder gut versorgt waren, hat uns in eine trügerische
Ruhe eingewickelt. Der eigentliche Skandal: dass die
Fähigkeiten all dieser Menschen nicht mehr für die
Gemeinschaft zum Tragen kommen können, trat immer weni-
ger in das Bewusstsein.

(23) Auf der anderen Seite muss auch gerade aufgrund von
Erfahrungen mit der Reichtumsentwicklung in der modernen
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Gesellschaft vor Vorstellungen gewarnt werden, dass eine ega-
litäre Verteilung von Reichtum in einer Gesellschaft allein
schon dauerhaft zu mehr Wohlstand und zu mehr Chancen für
die ˜rmeren führen würde. Ohne einen zugleich aktivierenden
und fördernden Charakter der sozialen Unterstützungslei-
stungen  kann es auch dazu kommen, dass die Gewöhnung vie-
ler Menschen an eine dauerhafte Versorgung durch den Staat
zu einem Sich-Abfinden mit dem Zustand der Armut führt, der
auf Kosten ihrer eigenen Entwicklung und letztlich auf Kosten
aller geht. Die Verteilung von Gütern von den Reichen zu den
Armen allein setzt keine nachhaltige Wohlstandsentwicklung
in Gang � sie kann, wenn sie auf Dauer gestellt wird, sie viel-
mehr gründlich behindern. Wohlstandsentwicklung greift erst
dann, wenn sich eine Wirtschaftsordnung stabilisiert, in der
alle Menschen erfolgreich nach Wohlstand streben können. Es
sind gerade die Erfahrungen mit dem staatlich organisierten
Sozialismus, die uns dies gelehrt haben. Es muss genügend
Anreize und Unterstützung � aber natürlich auch Möglich-
keiten � für die Menschen geben, sich durch eigene Anstren-
gungen ihr Leben eigenverantwortlich sichern zu können, so
die Gemeinschaft zu entlasten und zugleich Ressourcen zum
Ausbau von Systemen der Solidarität für alle, die ihrer bedür-
fen, zu schaffen. Eigenverantwortung und Solidarität sind zwei
Seiten einer Medaille.

Wie entsteht Reichtum und wie wird er genutzt?

(24) Unterschieden werden muss zwischen der Entstehung von
Reichtum und seiner Nutzung. Beide Prozesse unterliegen
gesellschaftlichen Bedingungen, die nur zum Teil politisch
gesteuert werden können. So bedarf es z.B. einer die
Austauschprozesse fördernden Kultur des Vertrauens, einer
Wirtschaftsordnung mit offenen Märkten zugunsten eines
echten Leistungswettbewerbs, einer effizienten Rechtsord-
nung, eines bestimmten Standards an Infrastruktur � und vor
allem der Aufrechterhaltung des Friedens, damit sich gesell-
schaftliche Reichtumsentwicklung überhaupt vollziehen kann.
Zudem müssen individuelle Anreize die Leistungserbringung
antreiben � was allerdings nicht notwendigerweise zu extre-
men Unterschieden zwischen Armen und Reichen führen
muss.

(25) So zählt die Möglichkeit, eigenen Wohlstand zu erwerben
zu den elementaren Voraussetzungen für ein halbwegs gesi-
chertes Leben. Wohlstand ist mehr und anderes als materieller
Reichtum. Er umfasst das Maß an Möglichkeiten, die ein jeder
nach seinen Vorstellungen für ein gelingendes und befriedi-
gendes Leben braucht. Dazu gehören materielle Sicherheiten,
aber auch Möglichkeiten des Zugangs zur Kultur, zur Bildung
und zur Mitwirkung an der Gestaltung des Gemeinwesens.
Danach zu streben gehört zum Leben eines jeden Menschen
dazu und darf nicht schlecht geredet werden. Seine Erlangung
möglichst vielen Menschen zu ermöglichen, kann geradezu als
christliches Leitbild einer gerechten Gesellschaft begriffen
werden. Wenn sich Menschen nicht um das Lebensnotwendige
sorgen müssen, weil sie über einen gewissen materiellen
Wohlstand verfügen, kann ihr Blick frei werden für all das, was
mit Geld nicht zu haben ist und das Leben vieler Menschen
bereichert. Nicht zuletzt verschafft solcher Wohlstand mehr
Möglichkeiten, Gutes zu tun und Barmherzigkeit zu üben. Ihre
Möglichkeiten und ihre Verantwortung, sich im Interesse einer
gerechten Gesellschaft zu engagieren, nehmen zu.
Wohlhabende Menschen sind gewiss nicht besser als die,
denen es schlechter geht, aber ihr materieller Wohlstand
erlaubt es ihnen, viel Gutes zu tun.

(26) Die Entstehung von Reichtum erklärt die klassische natio-
nalökonomische Theorie daraus, dass nicht alles Vorhandene
konsumiert, sondern gespart und in diesem Sinne akkumuliert
wird. Die Frage an dieser Stelle war schon immer, auf wessen
Kosten gespart und dementsprechend akkumuliert wird.
Geschieht die Reichtumsbildung aufgrund von persönlichen
Opfern, die derjenige erbringt, der dadurch reich wird, oder ist
sie mit dem Entzug von Möglichkeiten anderer verbunden?
Geschieht Reichtumsentwicklung im Interesse einer
Gesellschaft insgesamt oder geht sie zu Lasten einzelner
Gruppen von Menschen oder ganzen Regionen der Welt, wäh-
rend andere davon profitieren? Verhalten sich international
agierende Unternehmen sozial und ökologisch verantwortlich
oder geht ihre Gewinnmaximierung auf Kosten der Arbeits-
und Lebensbedingungen von Menschen (z.B. Verletzung von
Kernarbeitsnormen) und nachhaltiger Schädigung der
Umwelt?

(27) Heute scheint es offensichtlich zu sein, dass großer persön-
licher Reichtum längst nicht mehr aufgrund derartiger
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�Sparvorgänge� � und schon gar nicht aufgrund harter eigener
Arbeit � zustande kommt. Das �wirklich große Geld� wird heute
auf den Finanzmärkten verdient � allerdings bisweilen auch
wieder verloren. Die Generierung von persönlichem Reichtum
scheint sich von der Welt der �realen� Güter- oder
Dienstleistungsproduktion abgekoppelt zu haben. Wir erleben
�profits without production�. Profiteure dieser Entwicklung
sind Anleger großer Vermögen � zu denen allerdings auch
gewaltige Renten- und Pensionsfonds zählen, in denen die
Zukunftssicherung vieler Millionen von Arbeitnehmern steckt.
Die Erfahrung, den Mechanismen der Finanzmärkte direkt aus-
geliefert zu sein, ist für viele in Deutschland etwas Neues.
Welchen Steuerungsmechanismen unterliegen die Finanz-
märkte? Gibt es für sie ethische Normen? Der Eindruck, dass
sich unter ihrem Einfluss die Schere zwischen Armen und
Reichen schnell weiter öffnet, ist weit verbreitet. Bemühungen,
Unternehmen aufzubauen und Arbeitsplätze zu schaffen, wer-
den möglicherweise entwertet, da man anders viel leichter
Reichtum anhäufen kann. Insbesondere wird durch diese
Entwicklung eine Entkopplung von Reichtumsbildung und der
Schaffung von Arbeitsplätzen befördert, die für die Zukunft
äußerst beunruhigend ist. Soll in Zukunft gelten: Nicht wer
Arbeitsplätze schafft, hat die Chance, reich zu werden, sondern
wer sie abbaut? Das würde heißen, dass sich die
Reichtumsentwicklung einiger  auf Kosten der arbeitenden
Menschen vollzöge. Dies würde Grundlagen unseres
Gemeinwesen infrage stellen und zu recht als  ungerecht emp-
funden werden.

(28) Im Blick auf die Nutzung des Reichtums muss gefragt wer-
den, wofür Reichtum investiert wird. Dient er der Vermehrung
des Wohlstandes unserer ganzen Gesellschaft, z.B. dadurch,
dass durch die Reinvestition erwirtschafteter Gewinne
Arbeitsplätze für möglichst viele geschaffen werden,
Shareholder entsprechend ihren Anteilen an den Aktien oder
am sonstigen Eigenkapital Anteile an den Erträgen profitabler
Unternehmen erhalten und schließlich die staatlichen
Aufgaben in einem Land durch Steuereinnahmen angemessen
geleistet werden können? Und nicht zuletzt: Wird der
Reichtum einer Gesellschaft auch zur Unterstützung benach-
teiligter Regionen der Welt eingesetzt und damit globaler
Verantwortung füreinander Rechnung getragen?  

(29) Entscheidend ist folglich zu fragen: Wird Reichtum in einer
Gesellschaft zur Sicherung des allgemeinen Wohlstands her-
angezogen, um Unsicherheiten, Unfreiheiten und
Beeinträchtigungen für alle zu reduzieren? Wird Reichtum
einer Gesellschaft zu einem angemessenen Teil dazu einge-
setzt, selbstgesetzte Maßstäbe weltweiter Gerechtigkeit, wie
etwa die  Millenniums-Entwicklungsziele zu erreichen, die als
Zwischenschritt auf dem Weg zur  Beseitigung der weltweiten
Armut gelten? Gelingt es, Strukturen zu schaffen, die ärmeren
Ländern Wohlstandsentwicklung aus eigener Kraft ermögli-
chen? Wird er zur Förderung von Forschung und Innovation,
zur Sicherung der Zukunftsfähigkeit eingesetzt? Wird
Reichtum an Ressourcen (z.B. Rohstoffe etc.) nachhaltig
genutzt oder findet eine Ausbeutung statt, die auf Kosten
nachfolgender Generationen geschieht? 

Reichtum muss in Wohlstand umgesetzt werden!

(30) Die Antriebskräfte aktueller Reichtumsentwicklung müs-
sen mit einer gewissen Skepsis betrachtet werden. Die Ideale
von Adam Smith und Ludwig Erhard, eine faire wettbewerbs-
orientierte Wirtschaft aufzubauen, in der sich die
Interessenlagen zugunsten des Gemeinwohls ausbalancieren,
hat sich angesichts vermachteter Märkte, protektionistischer
Maßnahmen und vielfältiger politischer Eingriffe und anderer
Deformationen nicht erfüllt. Die gegenwärtige Art des
Wirtschaftens schafft einen immer größeren Überfluss an
Gütern und Dienstleistungen in den Industrieländern und
oberen Schichten in armen Ländern. Aber dieser Reichtum an
Möglichkeiten erwächst auch aus hedonistischen und egoisti-
schen Werten, die das menschliche Streben nach wirklichem
Wohlstand unterlaufen können. Ein die Lebensqualität aller
fördernder Wohlstand verbreitet sich nur dann, wenn die
Vorstellung von einer Gesellschaft aufrecht erhalten wird, die
aus informierten, aktiven und sich gegenseitig wertschätzen-
den Bürgern besteht, die von geteilten Werten zusammenge-
halten werden.

(31) Das nicht wünschenswerte Gegenbild ist eine zwar mate-
riell reiche Gesellschaft, in der jedoch der Konsum und das
Interesse an Unterhaltung alles dominieren  und in der keine
gemeinsamen Zielvorstellungen für ein lebenswertes gemein-
schaftliches Leben mehr verfolgt werden. Ob es uns gelingt, ein
lebenswertes Leben für alle in unserer Gesellschaft zu schaf-
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fen, hängt entscheidend von unserer Fähigkeit ab, materiellen
Reichtum als etwas zu begreifen, was menschlichen Zielen
dient und nicht ein Ziel in sich selbst ist. Erfolg in der
Verfolgung eigener Interessen und in der Befriedigung eigener
Bedürfnisse alleine reichen nicht aus, um ein Leben mit Sinn zu
erfüllen.

(32) Eine moderne Gesellschaft ist nicht nur in der Lage,
Reichtum zu erzeugen, und zwar in einem in der Geschichte
bisher ungeahnten Ausmaß, sondern ihr kann es auch gelin-
gen, ihn in wirklichen Wohlstand für alle umzuwandeln. Faire
Mittel und Wege, individuellen materiellen Reichtum zu schaf-
fen, dürfen deswegen aus christlicher Sicht nicht verachtet
werden, besonders dann nicht, wenn sie dazu beitragen, weit
gestreuten Wohlstand zu verwirklichen. Arbeit und Einkom-
men sollen den Menschen die Möglichkeiten verschaffen, grö-
ßeren Wohlstand und größere Freiheit zu erleben.

(33) Es ist deutlich, dass entsprechende Fortschritte am besten
in innovativen und wettbewerbsorientierten Marktwirtschaf-
ten erreicht werden können. Dies sagen wir als Christen nicht,
um Wettbewerb zu idealisieren oder gar zu einem fetischarti-
gen Wert an sich zu machen, sondern weil wir fairen
Wettbewerb als ein unersetzbares Mittel  verstehen, um damit
die gewünschten Zwecke zu erreichen, nicht zuletzt die
Bereitstellung eines großen, effektiven Sektors öffentlicher
Dienstleistungen. Fairer Wettbewerb bedeutet für uns auch,
faire Handelsbedingungen zwischen Industrie- und Entwick-
lungsländern durchzusetzen, wettbewerbsverzerrende Sub-
ventionen auf Exportgüter des Nordens abzuschaffen und den
Zugang zu den Märkten für die Entwicklungsländer weiter zu
erleichtern, um Wohlstand und Entwicklung auch in den
Länder des Südens zu ermöglichen.

III. Worum es geht � Folgerungen und Forderungen

(34) Eine sinnvolle und ethisch akzeptable Nutzung des
Reichtums in unserem Land muss an der Erreichung bestimm-
ter gesellschaftlich geteilter Ziele gemessen werden, die durch
Indikatoren erfasst werden können. Dabei handelt es um weit-
gehend anerkannte Nachhaltigkeitsziele, wie sie z.B. von der
Forschungsstätte der Evangelischen Studiengemeinschaft
(FEST) erarbeitet worden sind. Zu ihnen zählen z.B.:
� Im Bereich Gesellschaft / Soziales: ein hohes Niveau an

Bildung, Kultur und Ausbildung ebenso wie die
Erreichung eines hohen Gesundheitsstandes;

� Im Bereich Wirtschaft: eine gleichmäßige Verteilung der
Arbeit, ausgeglichene Wirtschaftsstrukturen und mög-
lichst hohe regionale Selbstversorgungsaktivitäten;

� Im Bereich Umwelt: die Erhaltung der Ökosysteme und
eine geringe Entnahme von nicht erneuerbaren
Ressourcen;

� Im Bereich Demokratie / Partizipation: ein hohes
Engagement von Freiwilligen aus allen Bereichen.

In allen Fällen geht es darum, die besondere Unterstützung
von Armen und ihre tatsächliche Beteiligung an Prozessen
aller Art zu erfassen und beständig zu erhöhen. Die
Entwicklung sozialer und ökonomischer Ungleichheit muss in
Relation zur Erreichung solcher Ziele analysiert und gewertet
werden.

(35) Darüber hinaus soll sich Deutschland seiner internationa-
len Rolle als eines der reichsten Industrieländer bewusst stel-
len und aktiv das Ziel verfolgen, arme Länder partnerschaftlich
darin zu unterstützen, die Millenniumsziele zu erreichen und
zukünftig aus eigener Kraft nachhaltigen Wohlstand zu gene-
rieren. Entwicklungshilfe ist gleichermaßen eine Investition
wie ein moralisches Erfordernis � eine Investition in gemein-
schaftlichen Wohlstand, kollektive Sicherheit und eine gemein-
same Zukunft. Wenn heute versäumt wird, in ausreichendem
Umfang in dieser Hinsicht zu investieren, werden morgen
enorme Kosten entstehen.

(36) Wenn wir Reichtum als ein Mittel zur Schaffung einer
gerechten Gesellschaft bei uns wie einer gerechten
Weltgesellschaft und zur Sicherung der gesellschaftlichen
Teilhabe aller sowie zur Erreichung der oben genannten gesell-
schaftlichen Ziele verstehen, dann folgen daraus
Vorstellungen, die sich auf eine geordnete Nutzung des
Reichtums in der Gesellschaft richten. Dazu zählen:

Die Rahmenordnung der Gesellschaft muss so gestaltet sein,
dass möglichst jeder Bürger in der Lage sein kann, die
Erlangung individuellen Wohlstands anzustreben und sich
zivilgesellschaftlich zu beteiligen. Dafür braucht es eine effek-
tive Rechtsordnung, die Bereitstellung öffentlicher Güter 
� insbesondere der Sicherung von Chancengleichheit im
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Bildungswesen �, einen Zugang zum Kapitalmarkt und eine
faire Wettbewerbsordnung. Individuelles Streben nach
Reichtum darf nicht diskriminiert werden. Der große Anteil,
den die oberen Einkommensklassen in Deutschland zur
Finanzierung der Staatsaufgaben aufbringen, muss gewürdigt
werden. Immerhin haben im Jahre 2005 die obersten 10 % der
Einkommensbezieher mehr als die Hälfte des Gesamtaufkom-
mens der Einkommenssteuer, die obere Hälfte sogar über 90 %
beigetragen.

Die Gestaltung von Anreizen für erfolgreiches ökonomisches
Handeln bedarf großer Aufmerksamkeit. Es darf keine
Behinderung von Leistung, Innovationsinteresse und einem
entsprechenden unternehmerischen Handeln in der
Gesellschaft geben. Ein zielgerichtetes Wettbewerbsrecht und
eine effektive Kartellaufsicht sind von überragender
Bedeutung. Wenn sich Leistung und Innovation nicht in ausrei-
chender Weise lohnen, gehen die Anreize für mehr
Beschäftigung und mehr Wachstum und damit auch für eine
allgemeine Erhöhung des Wohlstandsniveaus verloren.
Erfolgreiches ökonomisches Handeln definieren wir jedoch
nicht nur rein wirtschaftlich � nur sozial verträgliches und öko-
logisch nachhaltiges ökonomisches Handeln ist ein Erfolg auf
der ganzen Linie.

Zudem braucht es die Sicherung der Sozialpflichtigkeit des
Reichtums i.S. des Grundgesetzes der Bundesrepublik
Deutschland. Dies gilt insbesondere im Blick auf Fragen der
Steuergerechtigkeit. Wir halten daran fest, dass starke
Schultern mehr tragen müssen als schwache Schultern und
sich die gesellschaftliche Funktion des Reichtums gerade an
einer deutlich progressiven Besteuerung der Reichen fest-
macht. Zudem bedarf es einer gleichmäßigen Besteuerung
aller Einkommensarten. Eine besonders wichtige Rolle könnte
hierbei einer höheren Besteuerung von Immobilien und
Erbschaften zukommen. Schlupflöcher gilt es zu schließen.

Begrenzung und Kontrolle des Einflusses ökonomischer Macht:
Reiche dürfen nicht über übermäßigen Einfluss in der
Gesellschaft verfügen. Insofern muss an dieser Stelle dem
Lobbyismus deutlich Grenzen gesetzt werden. Dies gilt auch
für die Teilhaberechte in Wirtschaftsunternehmen: Hier geht
es darum, dass die Partizipation der Arbeitnehmer auf der
einen und gesetzlich geregelte Mitbestimmung auf der ande-

ren Seite gewährleistet wird, um den Missbrauch ökonomi-
scher Macht vor Ort zu begrenzen. Der deutsche Weg der ver-
trauensvollen Zusammenarbeit zwischen Arbeit und Kapital
hat sich bewährt und darf nicht den Regeln der weltweiten
Globalisierung geopfert werden. Die Mitbestimmung ist ein
Beitrag dazu, dass Arbeitnehmer auch in Unternehmen als
vollwertige Bürger und Bürgerinnen auftreten können.

Die Sicherung der Beteiligung der Arbeitnehmer und Arbeit-
nehmerinnen am Produktivkapital bleibt ein wichtiges Ziel. In
einer Zeit, in der ein harter globaler Wettbewerb den Arbeit-
nehmern besonders viel Leistung abverlangt, ist es nur redlich,
sie auch an den Gewinnen und darüber hinaus am Produktiv-
kapital der Unternehmern zu beteiligen, wie dies von evangeli-
scher und katholischer Kirche immer wieder gefordert worden
ist. Konsequente Bestrebungen in diese Richtung können lang-
fristig die skandalöse Vermögensverteilung in Deutschland
korrigieren helfen.

Der faire Zugang zu öffentlichen Gütern sichert die freie
Entfaltungsmöglichkeit für alle in der Gesellschaft. Dazu zählt
insbesondere ein sozial gerechter Zugang zu Bildung und
Kultur, aber auch zu einer effektiven Gesundheitsversorgung.
Im Bildungsbereich sehen wir zurzeit in Deutschland erhebli-
chen Nachholbedarf. Allein über den Staat können
Teilhaberechte für alle wirklich gesichert werden. Der Staat
muss durch genügend Einnahmen hierzu in der Lage sein.

Sodann braucht es wesentlich stärker als bisher auch in
Deutschland eine Stiftungskultur, mit der Reichtum auf frei-
williger Grundlage in die Gesellschaft transferiert wird, und so
eine Brücke zwischen privatem Reichtum und öffentlicher
Armut geschlagen wird. Die Ressourcen der Zivilgesellschaft in
Deutschland müssen auch in der Förderung der Armen zum
Tragen kommen. Umgekehrt sind Arme als Teil der Zivilgesell-
schaft einzubeziehen.

Mit Blick auf die derzeit noch vorherrschenden globalen
Ungleichheiten zwischen armen und reichen Ländern fordert
die evangelische Kirche die Bundesregierung auf, ihren Beitrag
zur Gestaltung der weltweiten Entwicklungspartnerschaft zwi-
schen Industrie- und Entwicklungsländern durch entsprechen-
de finanzielle und handelspolitische Beiträge zu leisten (u.a.
Steigerung der Ausgaben für Entwicklungszusammenarbeit
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auf 0,7 % Bruttonationaleinkommen bis 2015, Gewährung von
Schuldenerlassen, Einführung neuer Finanzierungsinstru-
mente wie einer Abgabe auf Flugtickets, Abbau handelsverzer-
render Subventionen, Marktöffnung). An die Adresse von
(deutschen) international agierenden Unternehmen geht der
Appell, verantwortungsvoll zu handeln, Kernarbeitsnormen
und Umweltstandards zu respektieren und damit die
Ausbeutung von armen Ländern (Rohstoffe, Arbeitskraft der
Menschen etc.) zu verhindern.

Stärker als bisher sollte Deutschland auf eine effiziente Regu-
lierung der internationalen Finanzmärkte hinwirken. Hier
muss ein hohes Maß an Transparenz zur Steuerung eines fai-
ren Wettbewerbs mit der verstärkten Abschöpfung von speku-
lativen Gewinnen einhergehen. Es gilt, ethische Maßstäbe auch
für das Verhalten an der Börse zu entwickeln und ihre Einhal-
tung zu kontrollieren. Deutsche Unternehmen sind in der Linie
der sozialen Marktwirtschaft nicht nur den Shareholdern, son-
dern auch der Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern verpflichtet
und tragen Verantwortung für das Gemeinwohl. Das macht in
der globalen Welt einen Unterschied an Menschlichkeit aus,
den es zu kultivieren gilt!

Auch die Evangelische Kirche in Deutschland ist im weltweiten
Vergleich reich � trotz aller notwendigen Kürzungen der letz-
ten Zeit. Sie ist reich an materiellen Ressourcen � aber mehr
noch an den lebendigen schöpferischen Kräften all der
Menschen, die sich in ihr engagieren. Wir verpflichten uns, die-
sen Reichtum weit mehr als bisher zugunsten der Armen ein-
zusetzen. Allzu oft finden wir uns in selbstgenügsamen
Gruppen und Kreisen in der Kirche wieder, ohne zu merken,
dass arme Menschen ausgeschlossen bleiben. Es reicht nicht
aus, dass einige Kirchengemeinden und die Diakonie etwas für
Arme tun � wir müssen zu einer Kirche werden, in der sich
Arme zuhause fühlen und an den Entscheidungen in ihren
Gemeinden beteiligt sind. Die Kirche muss ein Ort in der
Gesellschaft sein, in der jeder und jede gemäß ihren
Fähigkeiten mitmachen kann und willkommen ist, ohne dass
nach Herkommen oder Auskommen gefragt wird. Die �Option
für die Armen� realisiert sich praktisch in einem kirchlichen Leben
mit den Armen. In unseren Kirchengemeinden muss sich praktisch
zeigen, dass es um weit mehr als um materiellen Reichtum geht: Es
geht um ein Leben in Fülle, an dem jeder im Glauben Anteil haben
kann � unabhängig davon, ob Menschen materiell arm sind.

Schließlich: Armut, Reichtum und die Wirklichkeit Gottes

(37) Unsere Gesellschaft bleibt nur dann lebenswert, wenn sich
das legitime Streben nach Reichtum und materiellem
Wohlstand nicht zum alleinigen Lebensziel der Menschen ent-
wickelt. Insofern ist es zwar richtig zu fordern, dass es in allen
öffentlichen Funktionsbereichen der Gesellschaft effizient und
sparsam zugehen muss � damit darf aber keine Ökonomisie-
rung aller Lebensbereiche verbunden sein. So sehr es auch
einem christlichen Realismus im Blick auf die Situation des
Menschen nach der Vertreibung aus dem Paradies entspricht,
ihn in einer Umwelt mit knappen Ressourcen als eigennütziges
Individuum zu betrachten � dies entspricht nach christlicher
Überzeugung jedoch nicht der Bestimmung des Menschen, der
nach dem Bilde Gottes erschaffen ist. Reich sind wir durch das,
was die Herzen bewegt: die Orientierung an der Wirklichkeit
Gottes und das Leben in seinem Kraftfeld. Demgegenüber
erscheint der nur um sich selbst und seinen Reichtum drehen-
de Mensch als eine lächerliche Gestalt. Die Bibel hält daran
fest, dass die den Menschen eigentlich prägenden und motivie-
renden Kräfte Glaube, Liebe und Hoffnung sind.

(38) Dort, wo der Mensch sich in Liebe auf den anderen, seinen
jeweiligen Nächsten, bezieht, realisiert er seine wirkliche gött-
liche Bestimmung. Reichtum, der aus dieser Kraft erwächst,
wird auch entsprechend für alle � und insbesondere für die
Armen � genutzt werden. Ihn gilt es zu schaffen.
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Für eine Zukunft in Solidarität
und Gerechtigkeit

Wort des Rates der Evangelischen Kirche in Deutschland und der
Deutschen Bischofskonferenz zur wirtschaftlichen und sozialen
Lage in Deutschland (1997)

...

Vorrangige Option für die Armen, Schwachen und
Benachteiligten

(105) Die christliche Nächstenliebe wendet sich vorrangig den
Armen, Schwachen und Benachteiligten zu. So wird die Option
für die Armen zum verpflichtenden Kriterium des Handelns.
Die Erfahrung der Befreiung aus der Knechtschaft, in der sich
Gottes vorrangige Option für sein armes, geknechtetes Volk
bezeugt, wird in der Ethik des Volkes Israel zum verbindlichen
Leitmotiv und zum zentralen Argument für die
Gerechtigkeitsforderung im Umgang mit den schwächsten
Gliedern der Gesellschaft: Das Recht der Armen wird begründet
mit der Erinnerung an die Rettung aus der Sklaverei: �Du sollst
das Recht von Fremden, die Waisen sind, nicht beugen. Du
sollst das Kleid einer Witwe nicht als Pfand nehmen. Denk
daran: Als du in ˜gypten Sklave warst, hat dich der Herr, dein
Gott, dort freigekauft. Darum mache es dir zur Pflicht, diese
Bestimmung einzuhalten." (Dtn/5. Mos 24,17f) Besonders ein-
dringlich prangern die Propheten Ungerechtigkeit,
Ausbeutung und Unterdrückung an, die das Leben der
Gesellschaft Israels vergiften, und stellen die Verantwortlichen
unter das Urteil Gottes (Am 2,6f u. a.). Dabei geht es nicht um
Vernichtung, sondern um die Rettung der ganzen
Gemeinschaft des Gottesvolkes. Entscheidend ist: Der lebens-
förderliche Umgang mit den Armen, die Verwirklichung von
Recht und Gerechtigkeit sind Indiz der Treue zum Gottesbund.

...

(110) In der theologischen Tradition wurde die Idee der
Gerechtigkeit nach den verschiedenen Beziehungsebenen auf-
gegliedert. Danach hat der einzelne gegenüber dem Staat bzw.
dem Gesellschaftsganzen die Verpflichtung, die als
Gesetzesgerechtigkeit (iustitia legalis) bezeichnet wird; umge-

kehrt ist der Staat dem einzelnen gegenüber in der Pflicht im
Sinne der austeilenden Gerechtigkeit (iustitia distributiva).
Beide zielen auf die gerechte Verteilung von Rechten und
Pflichten im Gemeinwesen. Darüber hinaus sind die
Beziehungen zwischen den Gesellschaftsgliedern nach
Gerechtigkeitsmaßstäben zu gestalten; dies besagt die aus-
gleichende Gerechtigkeit (iustitia commutativa), die im
Hinblick auf die Situation in der Wirtschaft auch das Gebot der
Fairness in den Marktbeziehungen umfasst.

(111) So wichtig und für die Gestaltung gesellschaftlicher
Beziehungen hilfreich eine solche Einteilung ist, so wenig kann
sie unter den Bedingungen der modernen Gesellschaft genü-
gen. Deshalb hat der Begriff der sozialen Gerechtigkeit als
übergeordnetes Leitbild Eingang in die Sozialethik der Kirchen
gefunden. Er besagt: Angesichts real unterschiedlicher
Ausgangsvoraussetzungen ist es ein Gebot der Gerechtigkeit,
bestehende Diskriminierungen aufgrund von Ungleichheiten
abzubauen und allen Gliedern der Gesellschaft gleiche
Chancen und gleichwertige Lebensbedingungen zu ermögli-
chen.

(112) In dem Begriff der sozialen Gerechtigkeit drückt sich aus,
dass soziale Ordnungen wandelbar und in die gemeinsame
moralische Verantwortung der Menschen gelegt sind. Zur
Verwirklichung von Gerechtigkeit gehört es daher, daß alle
Glieder der Gesellschaft an der Gestaltung von gerechten
Beziehungen und Verhältnissen teilhaben und in der Lage sind,
ihren eigenen Gemeinwohlbeitrag zu leisten. �Suche nach
Gerechtigkeit ist eine Bewegung zu denjenigen, die als Arme
und Machtlose am Rande des sozialen und wirtschaftlichen
Lebens existieren und ihre Teilhabe und Teilnahme an der
Gesellschaft nicht aus eigener Kraft verbessern können. Soziale
Gerechtigkeit hat insofern völlig zu Recht den Charakter der
Parteinahme für alle, die auf Unterstützung und Beistand
angewiesen sind ... Sie erschöpft sich nicht in der persönlichen
Fürsorge für Benachteiligte, sondern zielt auf den Abbau der
strukturellen Ursachen für den Mangel an Teilhabe und
Teilnahme an gesellschaftlichen und wirtschaftlichen
Prozessen."

...



21EKD Synode 2006

Eine gerechtere Vermögensverteilung schaffen

(215) Privateigentum und damit Privatvermögen sind konstitu-
tive Elemente der Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung der
Bundesrepublik Deutschland und dienen der eigenen
Daseinsvorsorge ebenso wie der gesamtwirtschaftlichen
Kapitalbildung. Die Vermögenserträge ergänzen die
Einkommen aus Arbeit. Vermögen und Vermögenserträge
ermöglichen zugleich eine ergänzende Altersvorsorge und
Vorsorge für Notfälle.

(216) Die Kirchen setzen sich deshalb seit langem für eine
gerechtere und gleichmäßigere Verteilung des Eigentums und
nicht zuletzt für eine verstärkte Beteiligung der Arbeitnehmer-
innen und Arbeitnehmer am Produktivvermögen ein. Das Ziel
einer sozial ausgewogeneren und gerechteren
Vermögensverteilung in Deutschland ist bei weitem nicht
erreicht. Auch wenn es in bestimmten Bereichen der
Vermögensbildung (z. B. Bildung von Geldvermögen und
Wohneigentum) unbestreitbar Fortschritte gegeben hat,
nimmt die Konzentration der Vermögen auf die einkommens-
und vermögensstarken Schichten zu, der Abstand zwischen
den reichen Haushalten auf der einen Seite und den
Haushalten, die über ein bescheidenes oder gar kein Vermögen
verfügen, auf der anderen Seite wird größer.

...

(220) Nicht nur Armut, sondern auch Reichtum muss ein
Thema der politischen Debatte sein. Umverteilung ist gegen-
wärtig häufig die Umverteilung des Mangels, weil der Über-
fluss auf der anderen Seite geschont wird. Es geht deshalb
nicht allein um eine breitere Vermögensbildung und -vertei-
lung. Aus sozialethischer Sicht gibt es auch solidarische
Pflichten von Vermögenden und die Sozialpflichtigkeit des
Eigentums. Die Leistungsfähigkeit zum Teilen und zum Tragen
von Lasten in der Gesellschaft bestimmt sich nicht nur nach
dem laufenden Einkommen, sondern auch nach dem
Vermögen. Werden die Vermögen nicht in angemessener Weise
zur Finanzierung gesamtstaatlicher Aufgaben herangezogen,
wird die Sozialpflichtigkeit in einer wichtigen Beziehung ein-
geschränkt oder gar aufgehoben. In einer Lage, in der besonde-
re Aufgaben � wie etwa die Finanzierung der deutschen
Einheit � in großem Umfang durch die Aufnahme von

Staatsschulden finanziert werden müssen, sollten stärker die
Vermögen herangezogen werden. In welcher Form das gerecht
und verfassungsgemäß geschehen kann, ist zu prüfen.

(Quelle: Für eine Zukunft in Solidarität und Gerechtigkeit. Wort
des Rates der Evangelischen Kirche in Deutschland und der
Deutschen Bischofskonferenz zur wirtschaftlichen und sozia-
len Lage in Deutschland, 1997)
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Eigentumsbildung in sozialer
Verantwortung
Eine Denkschrift zur Eigentumsfrage in der Bundesrepublik

Deutschland (1966)

1. Das Eigentum und der Eigentümer vor Gott

1. Die Welt, wir Menschen und alles, was wir haben, sind ein
Werk des göttlichen Schöpfers. Jeder Mensch, der Eigentum
erstrebt, hat oder darüber verfügt, soll daran denken, dass er
und alle Güter Gott zu eigen sind.

...

4. Diese Freiheit des Menschen in Christus darf nicht so miss-
deutet werden, als wäre das Eigentum ohne Bedeutung für das
Menschsein. Das Recht des Menschen, über irdische Güter zu
verfügen, ist eine Gabe Gottes, die den Menschen hilft, in
Verantwortung und Freiheit miteinander zu leben. Bei rechtem
Gebrauch dient das Eigentum dem Menschen dazu:
a) für sein Leben und das seiner Nächsten selber Vorsorge

zu treffen;
b) seine Gaben und seine Schaffenskraft in Freiheit zu ent-

falten;
c) seine sittlichen Entscheidungen in größerer wirtschaftli-

cher Unabhängigkeit zu treffen;
d) die Rechte des Einzelnen und der Gesellschaft gegensei-

tig zu begrenzen und zu sichern;
e) Wirtschaft und Gesellschaft als Ganzes interessiert und

verantwortlich mitzubestimmen.
Aus diesen Gründen treten wir als evangelische Christen dafür
ein, dass jedem Menschen eine reale Möglichkeit eröffnet wird,
Eigentum zu erwerben. Der Mensch soll �mein� sagen können,
um frei zu sein.

5. Im Dienst Gottes und um des Verhältnisses zu den
Mitmenschen und um des Gemeinwohls willen gilt freilich
auch der Satz: Der Mensch muss �dein� sagen können, um frei
zu bleiben. In der Nachfolge Christi und als Mitmensch der
Notleidenden wird sich darüber hinaus der Christ immer wie-
der persönlich vor die Frage gestellt sehen, ob er nicht alles
hergeben müsse. Die Bewährung der Menschen vollzieht sich

auch in Verzicht und Opfer und in Distanz gegenüber Hab und
Gut. So sagt der Apostel Paulus von den rechten Christen, dass
sie �haben als hätten sie nicht�.

...

9. Man kann nicht erwarten, dass eine gesellschaftliche
Ordnung durch alle daran Beteiligten mitgetragen wird, wenn
in ihr einseitig die einen begünstigt, die anderen aber benach-
teiligt werden. Diese Gefahr besteht regelmäßig dort, wo die
Verfügung über die politische Macht und über die wirtschaftli-
chen Güter eines Volkes in denselben Händen liegt. Aber auch
dort, wo alle Bürger durch freie Wahlen an der Kontrolle der
staatlichen Machtmittel beteiligt sind, können Verhältnisse
entstehen, in denen zwar der größte Teil der Verbrauchsgüter
weitgestreut unter die Glieder des Volkes verteilt wird, das
Eigentum am Produktivvermögen aber sich in verhältnismäßig
wenigen Händen vereinigt.

10. Eine Ordnung, die eine einseitige Anhäufung von Eigentum
am Produktivvermögen begünstigt, die große Masse der damit
arbeitenden Menschen aber davon weithin ausschließt, kann
zwar unter bestimmten Umständen einer Stärkung der
Produktivkraft der Wirtschaft dienlich sein, sie entspricht aber
nicht den Grundsätzen einer gerechten Verteilung des
Sozialprodukts. Dadurch wird die Bereitschaft der Menschen,
solche gesellschaftlichen Ordnungen zu schaffen und zu erhal-
ten, in denen die Freiheit des Menschen gewahrt wird, ernst-
lich gefährdet. Ordnungen der Freiheit, die nicht zugleich so
weit als irgend möglich der Gerechtigkeit dienen, gefährden
die Freiheit selbst.

...

12. Niemand besitzt Güter und Gaben, die er nur durch seine
eigene Leistung und nicht in erster Linie durch göttliche und
menschliche Hilfe empfangen hat. Darum ist jedermann nach
seiner Leistungsfähigkeit vor Gott verpflichtet, dem
Gemeinwohl zu dienen. Die wirtschaftliche Überlegenheit sol-
cher Menschen, die ein höheres Einkommen und
Eigentumsrechte an Produktionsmitteln haben, legt diesen
auch größere soziale Verpflichtungen auf. Es ist seit langem
unbestritten, dass hohe Einkommen und großer Besitz durch
die Rechtsordnung verhältnismäßig stärker zu Leistungen für
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die Gemeinschaft aller heranzuziehen sind als die Einkommen
der wirtschaftlich Schwächeren. Wenn dies gewährleistet wer-
den soll, muss in einer freien Wirtschaft durch geeignete
Maßnahmen, insbesondere durch funktionierenden Wett-
bewerb und durch Stabilität der Währung dafür gesorgt wer-
den, dass die gesetzlich festgelegte Mehrbelastung der wirt-
schaftlich Stärkeren real bleibt und nicht nur nominellen
Charakter annimmt.

...

19. Wer Gerechtigkeit der Eigentumsverteilung für sich ver-
langt, muss auch selbst eine Einstellung zum Eigentum ein-
nehmen, die dessen Bestimmung und den volkswirtschaftli-
chen Erfordernissen entspricht. Das Recht auf Eigentum ist
nicht nur in der seine Entstehung begründenden Leistung,
sondern auch in der Bereitschaft zur rechten Bewahrung des
Erworbenen sittlich begründet. Diese Bereitschaft gehört zu
der rechten Haushalterschaft über das Eigentum, die von
jedem verlangt werden muss, der die Gabe des Eigentums und
dessen Ertrag sein eigen nennen will.

...

26. Die Fähigkeit der Menschen, dem göttlichen Auftrag gemäß
in rechter Weise �mein� und �dein� zu sagen, verkümmert,
wenn sich nicht ein wachsender Raum der Freiheit vor ihnen
eröffnet und sie rechtlich, wirtschaftlich, geistig und sittlich
fähig werden, selber Haushalter über einen Anteil am
Produktivvermögen des Volkes zu sein. Dazu gehört nicht nur
die Bereitschaft, Produktivvermögen zu bilden und zu erhal-
ten. Die Menschen müssen auch in der Lage sein, die mit die-
sem Vermögen verbundenen Entscheidungsbefugnisse sachge-
mäß und wirkungsvoll wahrzunehmen. Das ist bei dem wirt-
schaftlich Schwachen, wenn er allein steht, vielfach nicht der
Fall. Er bedarf der sachgemäßen Beratung und Vertretung,
wenn sein Recht entsprechend zur Geltung kommen soll. In
einer freiheitlichen Gesellschaftsordnung sind die freien
Glieder des Volkes selbst berufen, durch gemeinsame
Vertretungen (als Arbeitnehmer oder als Arbeitgeber, als
Verbraucher, Kleinaktionäre etc.) dem Überhandnehmen von
Machtgruppen in Staat und Wirtschaft zu wehren. Es ist eine
wichtige Aufgabe, dafür geeignete Einrichtungen zu ent-
wickeln, damit das Kleineigentum an Produktionsgütern nicht

durch Zersplitterung die ihm gebührenden Rechte verliert.

27. Der Zusammenschluss von freien Menschen, nicht die wirt-
schaftliche oder politische Entmündigung der Masse des
Volkes, muss das Ziel einer Gesellschaftsordnung sein, deren
oberste Richtschnur ist, dem Menschen zu dienen. Darum sind
Bestrebungen und Entwicklungen, die auf eine immer stärkere
Konzentration der Eigentumsrechte hinführen, bedenklich.
Zwar ist die Entwicklung großer und größter Unternehmen aus
Gründen der Rationalisierung und zur Durchführung von gro-
ßen wirtschaftlichen Projekten oft unvermeidlich. Um so mehr
sollte es aber vermieden werden, dass auch die Anteilsrechte
an diesen Unternehmen als privat- oder gemeinwirtschaftli-
cher Besitz in den Händen weniger zusammengeballt werden.
Beide Formen des Großeigentums vermehren die Gefahr, dass
politische und wirtschaftliche Machtentfaltung in dieselben
Hände geraten, statt sich gegenseitig in Schach zu halten.

(Quelle: Verlag des Amtsblattes der Evangelischen Kirche in
Deutschland, 2. Auflage, Hannover 1966)
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�Der Erzieher - Welcher Reiche
wird gerettet werden?�
Clemens von Alexandria

...

12,1. Was ist es nun, was er als etwas Neues verkündigt, als
etwas, das Gott allein zu eigen ist und allein Leben bewirkt,
etwas, das den Früheren das Heil nicht gebracht hat? Wenn
aber �die neue Schöpfung�, der Sohn Gottes, etwas
Einzigartiges verkündet und lehrt, so kann seine Mahnung
nicht das enthalten, was vor Augen liegt und was andere getan
haben, sondern muss etwas anderes, etwas Größeres und
Göttlicheres und Vollkommneres bedeuten, wofür jenes nur
der sinnbildliche Ausdruck war, dass man nämlich seine Seele
selbst und seine Gesinnung von den darinnen vorhandenen
Leidenschaften reinigen und aus seinem Herzen alles, was
darin keine Stätte haben darf, samt den Wurzeln ausrotten
und entfernen soll. Denn dies zu lernen ist die richtige Aufgabe
für die Gläubigen, dies zu lehren ist ein des Heilandes würdi-
ger Unterricht. 2. Denn jene Männer alter Zeit verachteten zwar
die äußeren Güter, verließen ihren Besitz und gaben ihn hin;
die Leidenschaften ihrer Seele aber haben sie vielleicht noch
gesteigert. Denn sie gerieten in Übermut und Hoffart und
Eitelkeit und verachteten die anderen Menschen in dem Wahn,
dass sie selbst etwas getan hätten, was eigentlich über die
Kraft eines Menschen geht. 3. Wie sollte also der Heiland
denen, die ewiges Leben erlangen wollen, etwas empfehlen,
was dem Leben, das er verheißt, Schaden und Verderben
bringt? 4. Denn andererseits ist auch folgendes möglich: Es
kann sich einer seines Besitzes entäußern und trotzdem die
Begierde und das Verlangen nach Reichtum festgewurzelt und
wie einen Teil seines Lebens in sich tragen; und er kann auf die
Möglichkeit verzichtet haben, seinen Reichtum zu verwenden,
zugleich aber in seinem Mangel und in seinem Verlangen nach
dem, was er verschleudert hat, doppelten Schmerz empfinden,
einmal weil ihm das fehlt, was ihm helfen könnte, sodann weil
die Reue da ist über das, was er getan hat. 5. Denn es ist
unmöglich und undenkbar, dass einer, dem es an dem fürs
Leben Nötigen fehlt, nicht in seinem Denken niedergebeugt
und von dem Höheren abgehalten wird, da sein Sinn immer
darauf gerichtet ist, sich jenes auf irgendeine Weise oder
irgendwoher zu verschaffen.

13,1. Und um wie viel nützlicher ist das Gegenteil, dass einer
nämlich selbst genügend besitzt, um nicht in Sorge um das
Lebensnotwendige sein zu müssen und um anderen, bei denen
es nötig ist, helfen zu können! Denn welche Möglichkeiten zum
Wohltun bliebe noch in der Welt übrig, wenn niemand etwas
besäße? 2. Wie könnte man leugnen, dass sich diese Lehre in
offenem Gegensatz und Widerspruch zu vielen anderen schö-
nen Lehren des Herrn erwiese? 3. �Macht euch Freunde mit
dem ungerechten Mammon, damit sie euch, wenn er zu Ende
geht, in die ewigen Zelte aufnehmen!� (Luk. 16,9) �Erwerbt euch
Schätze im Himmel, wo weder Motte noch Rost zerstört noch
Diebe nachgraben!� (Matth. 6,20) 4. Wie könnte irgendeiner
einen Hungernden speisen und einen Dürstenden tränken und
einen Nackten bekleiden und einen Obdachlosen aufnehmen
(und er droht denen, die dies nicht tun, Feuer und die äußerste
Finsternis), wenn zuvor jeder selbst nichts von all diesen
Dingen besitzt? 5. Indessen ist der Herr selbst zu Gaste bei den
reichen Zöllnern Zakchaios und Levi und Matthaios, und er
befiehlt ihnen nicht, ihren Reichtum aufzugeben, sondern for-
dert nur die gerechte Verwendung und verbietet die ungerech-
te und verkündet: �Heute ist diesem Hause Heil widerfahren.�
(Luk. 19,9) 6. In solcher Weise lobt er (mit diesem Wort) die rich-
tige Verwendung, dass er auch mit diesem Zusatz zur
Wohltätigkeit auffordert, die darin besteht, dass man dem
Dürstenden Trank, dem Hungernden Brot gibt, den
Obdachlosen bei sich aufnimmt, den Nackten bekleidet.
7. Wenn es aber nicht möglich ist, diese Bedürfnisse anders als
auf Grund eigenen Besitzes zu befriedigen, und der Herr trotz-
dem befiehlt, auf den Besitz zu verzichten, was würde er dann
anderes tun, als uns befehlen, die gleichen Dinge zu geben und
nicht zu geben, zu speisen und nicht zu speisen, aufzunehmen
und abzuweisen, mitzuteilen und nicht mitzuteilen, was doch
ganz sinnlos wäre?

14,1. Man darf also das Vermögen, das auch unseren Nächsten
nützen kann, nicht wegwerfen; denn es ist ein Besitz, weil es
besitzenswert ist und heißt Vermögen, weil es etwas vermag
und nützt und zum Nutzen der Menschen von Gott geschaffen
ist, da es ja wie ein Stoff und ein Werkzeug zu gutem Gebrauch
denen vorgelegt und zur Verfügung gestellt ist, die es zu
gebrauchen verstehen. 2. Wenn du das Werkzeug geschickt
benützest, ist es geschickt; wenn du aber ungeschickt bist, so
nimmt es an deiner Ungeschicklichkeit teil, während es selbst
nichts dafür kann. 3. Ein derartiges Werkzeug ist auch der
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Reichtum. Kannst du ihn recht gebrauchen, so dient er dir zur
Gerechtigkeit; verwendet ihn dagegen jemand unrichtig, so
wird er als ein Diener der Ungerechtigkeit erfunden. Denn sei-
nem Wesen nach kann er nur dienen, nicht herrschen. 4. Man
darf also dem, das von sich aus weder die Eigenschaft �gut�
noch die Eigenschaft �schlecht� besitzt, keine Schuld geben, da
es unschuldig ist, vielmehr nur dem, der es gut oder schlecht
verwenden kann, je nachdem er wählt und eben deshalb die
Verantwortung trägt. Das ist aber der menschliche Verstand,
der die Möglichkeit freier Wahl in sich trägt und bei sich selbst
entscheiden kann, wie er die ihm verliehenen Gaben verwen-
den will. 5. Daher soll man nicht sowohl den Besitz zerstören
als vielmehr die Leidenschaften der Seele, die den besseren
Gebrauch des Vermögens nicht gestatten, damit der Mensch
gut und wacker und dazu fähig werde, den Besitz gut anzu-
wenden. 6. Die Aufforderung, sich von allem, was man hat, los-
zusagen, und alles, was man hat, zu verkaufen, ist also in dem
Sinn aufzufassen, dass sie von den Leidenschaften der Seele
gesagt ist.

15,1. Nun möchte ich auch noch folgendes sagen: Da die
Leidenschaften in der Seele sind und der Reichtum außerhalb,
dieser aber auch selbst als etwas Gutes anzusehen ist, wenn
die Seele ihn gut anwendet, als etwas Schlechtes aber, wenn sie
ihn missbraucht, wird dann der Herr, der das, was man hat, auf-
zugeben befiehlt, damit wohl das verbieten, nach dessen
Beseitigung die Leidenschaften noch bleiben, oder nicht viel-
mehr das, durch dessen Beseitigung auch der Besitz nützlich
wird? 2. Wer nun den weltlichen Reichtum von sich geworfen
hat, der kann an Leidenschaften noch reich sein, auch wenn der
Stoff (um sie zu befriedigen) nicht mehr vorhanden ist; denn
die Gesinnung tut ihr Werk und bedrängt und bedrückt den
Verstand und entzündet ihn durch die in ihr vorhandenen
Begierden; es nützt ihm also nichts, dass er arm an Besitz ist,
wenn er reich ist an Leidenschaften. 3. Denn er hat nicht das
von sich geworfen, was verwerflich ist, sondern das, was an
und für sich weder gut noch schlecht ist; und er hat sich dessen
beraubt, was ihm dienen könnte, aber gerade durch den
Mangel an äußeren Gütern den angeborenen Brandstoff der
Bosheit in Flammen gesetzt. 4. Man muss also das Schädliche,
das man hat, von sich tun, nicht das, was auch nützen kann,
wenn man es richtig zu verwenden versteht. 5. Das, was mit
Verstand und Besonnenheit und Frömmigkeit gebraucht wird,
bringt Nutzen; dagegen muss das abgetan werden, was

Schaden bringt; die äußeren Güter jedoch sind es nicht, die
Schaden bringen.

(Quelle: Bibliothek der Kirchenväter, Zweite Reihe, Band VIII, II.
Band. Clemens von Alexandria, �Der Erzieher � Welcher Reiche
wird gerettet werden?�. München 1934, S. 241-245)
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Der reiche Mann und der arme Lazarus
Predigt über Lukas 16, 19-31
(1877)

Gerhard Uhlhorn

Von den Aufgaben, die Gott denen  stellt, denen er Reichtum
beschert;
und zwar:
I. Welche diese Aufgaben sind;
II. was aus denen wird, die sie nicht erfüllen; und
II. wie wir dazu kommen, sie zu erfüllen.

I.
...

Weshalb ist denn eigentlich der reiche Mann in die Hölle
gekommen? Gehen wir von dieser Frage aus; wir stellen uns
damit sogleich in den eigentlichen Mittelpunkt des
Gleichnisses. Geliebte, es ist darauf oft geantwortet: Weil er
reich war. Man hat gemeint, des Herrn Wort so verstehen zu
müssen, als wollte er den Reichtum selbst als etwas
Verwerfliches und Sündhaftes darstellen, was den Menschen in
die Verdammnis bringt. Auf Grund dieser Auslegung des
Herrnwortes haben dann früher manche als den sichersten
Weg in den Himmel den angesehen, sich alles irdischen
Besitzes zu entledigen und freiwillig arm zu werden. Heute
dagegen meint man mit dieser Auslegung seines Wortes aufs
Schlagendste nachweisen zu können, dass die Anschauungen,
von denen der Herr ausgeht, und die Lebensregeln, die er auf-
stellt, ganz veraltet und für unsere Zeit unbrauchbar geworden
seien. Wie kann man denn, sagen sie, heute, da das Geld eine
solche bewegende Kraft in der Welt geworden ist, noch das
Wort eines Mannes als maßgebend ansehen, der aus seinem
engen Kreise heraus kein Verständnis für die Bedeutung des
Reichtums hatte und dessen Ideal freiwillige Armut war? Soll
man denn wirklich auf die irdischen Güter verzichten? Das
hieße ja überhaupt auf das Leben und Wirken in dieser Welt
verzichten, welches ein gewisses Maß von irdischem Besitz zur
Voraussetzung hat, ja für welches ein großer und reicher Besitz
eines der wichtigsten Förderungsmittel ist. Mag man immer-

hin die Reinheit der Gesinnung dieses Jesus bewundern, die
sich auch darin ausspricht, folgen kann ihm unsere Zeit nicht
mehr, denn die Welt ist in diesem Stücke weit über ihn hinaus-
gekommen.

Nein, Geliebte, so verhält es sich nicht, und jene wie diese, jene
in frommem, diese in infrommem Sinne, verstehen das Wort
des Herrn gründlich falsch. Nicht den Besitz des Reichtums an
sich verdammt der Herr. Unsere ganze heutige Betrachtung
wird das dartun, und mag deshalb für jetzt die Hinweisung
darauf genügen, dass auch Abraham, der Vater der Gläubigen,
in dessen Schoß Lazarus getragen wird, reich war. Es wäre doch
ein unauflöslicher Widerspruch, wenn der Herr den reichen
Mann lediglich deshalb in die Hölle verwiese, weil er reich war,
während doch der reiche Abraham in der Seligkeit ist, ja ihm
gerade das den Reichen verdammende Wort in den Mund
gelegt wird. Weiß doch auch jeder, wer nur etwas vom Reiche
Gottes versteht, dass für den Eingang ins Gottesreich alle
äußeren Verhältnisse gar keine Bedeutung haben. Ob reich
oder arm, das ist hier ganz gleichgültig. Kein Reicher geht des-
halb verloren, weil er reich ist, und kein Armer kommt deshalb
in den Himmel, weil er arm ist.

Aber, wendet man ein, es wird doch von dem Reichen gar nichts
anderes erzählt, als dass er reich war, es wird doch gar keine
Sünde von ihm berichtet. Keine Sünde? Ich dächte seine Sünde
läge sozusagen sichtbar, greifbar genug vor seiner Tür. Da liegt
der arme Lazarus in seiner Armut und Hilflosigkeit. Ist denn
das etwa keine Sünde, dass er den so liegen lässt, ohne ihm zu
helfen; ist denn das etwa keine Sünde, dass er alle Tage herrlich
und in Freuden lebt und für den Armen hat er nichts? Ich däch-
te doch, jedem, der sehen will, müsste das klar sein: Nicht den
Besitz des Reichtums, sondern den Missbrauch des Reichtums
verdammt der Herr; nicht deshalb ist der reiche Mann in die
Hölle gekommen, weil er reich war, sondern weil er die Aufgabe
nicht erfüllte, welche Gott denen stellt, denen er Reichtum
zuteilt. Sehen wir, welche diese ist.
...

Versteht das doch, ihr Reichen. Euer Reichtum gibt euch nicht
bloß ein Recht, die Gaben der Erde zu genießen, sondern zual-
lererst stellt er euch eine große Aufgabe, legt er euch eine zu
erfüllende Pflicht auf. Oder glaubtet ihr wirklich, Gott habe
euch nur dazu reich gemacht, dass ihr alle Tage  herrlich und in
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Freuden bei vollen Tischen und in schönen Kleidern leben
könntet? Achtet ihr denn euren Besitz in dem Sinne als euer
Eigentum, dass ihr damit schalten und walten dürftet nach
eurem Belieben und keinem verantwortlich wäret? Gott hat
ihn euch gegeben, damit zu dienen, und je mehr ihr habt, desto
größer ist eure Verpflichtung, zu dienen. Gott hat euch reich
gemacht und andere arm, damit so die Möglichkeit der
Liebesübung da wäre, und ihr Gelegenheit hättet, euch Schätze
zu sammeln für den Himmel, die weder Motten noch Rost fres-
sen, und da die Diebe nicht nachgraben und stehlen. Wohlan,
so erkennet doch, was ihr zu tun habt. Da liegt der arme
Lazarus vor eurer Tür. Arme habt ihr allezeit bei euch, spricht
der Herr. So helft doch, so dient doch mit eurem Reichtum. So
gleicht doch in Liebe aus zwischen euch und den Armen, dass
erfüllet werde, was geschrieben steht: Der viel sammelte, hatte
nicht Überfluss, und der wenig sammelte, hatte nicht Mangel.
Dann wird der Reichtum euch beiden zum Segen, und mitein-
ander werdet ihr Gott dafür danken. Wenn ihrs aber nicht tut,
dann muss euch ja der Reichtum zum Strick werden und zum
Verderben, und euch treffen das Wort des Herrn: Wehe euch,
ihr Reichen, denn ihr habt euren Trost darin!

II.
...

Doch wenn ich nun darauf hin mahnen wollte, hütet euch, ihr
Reichen, dass es euch nicht auch so ergehe, lasset es euch ange-
legen sein, hier durch Liebesübung und Werke der
Barmherzigkeit, durch Almosengeben, Helfen und Dienen mit
eurem Reichtum zwischen euch und euren armen Brüdern
auszugleichen, damit euch dort nicht die Strafe des reichen
Mannes treffe, so möchten vielleicht manche versuchen, der
Mahnung damit die Spitze abzubrechen, dass sie sagen: Es ist
aber des Herrn Rede doch nur ein Bild und Gleichnis! Ja, Bild
und Gleichnis, ich gebe es zu, wie kann man vom Jenseits
anders reden als in Bildern und Gleichnissen? Aber die Bilder
bilden doch etwas ab, die Gleichnisse bedeuten doch etwas.
Dahinter liegt doch eine Wirklichkeit, die noch viel schreckli-
cher ist als das Bild, und von deren Furchtbarkeit das Gleichnis
nur ein schwacher Ausdruck ist. Da er nun in der Hölle und in
der Qual war, sagt der Herr von dem reichen Manne. Gibt es
keine Hölle? Ich leide Pein in der Flamme, ruft der Reiche. Ja,

das ist keine irdische Flamme, sondern etwas noch viel
Schrecklicheres, die Flamme der ungöttlichen fleischlichen
Begierden, die nun, da die äußere Welt zu ihrer Befriedigung
fehlt, zu Flammen werden, welche die Seele ergreifen und in
unsäglichen Qualen sie peinigen. Ist das auch Bild und
Gleichnis? Oder nicht furchtbare Wirklichkeit? Die Geizigen,
die hier nach dem Gelde gegiert und an dem Glanz des Goldes
sich ergötzt haben, alles müssen sie zurücklassen im Tode,
nichts nehmen sie mit hinüber; aber ihre Gier, die dort keine
Befriedigung mehr findet, ergreift ihre Seele mit verzehrender
Glut. Denen der Bauch ihr Gott war, die Genusssüchtigen, die
Üppigen, die Schwelger, mit dem Tode ist alles aus, und dort
wird ihre unbefriedigte Genusssucht ihnen zur innerlich bren-
nenden Qual.

Doch, Geliebte, Gottes Gerichte vollziehen sich nicht bloß im
Jenseits, auch hier unten übernimmt er nach seiner
Gerechtigkeit die Ausgleichung. Stehen wir denn nicht schon
inmitten der Gerichte Gottes? Sind denn nicht manche, die vor
einem Jahre noch in Üppigkeit schwelgten, heute schon der
Armut verfallen oder elend untergegangen? Ist denn auf den
Schwindel, den wir erlebt, da redliche Arbeit für nichts geach-
tet wurde, und ein eigennütziges Spiel um den Besitz an die
Stelle trat, auf die Üppigkeit und den Übermut nicht schon der
Zusammensturz gefolgt? Und wie wirds gehen, wenn sich
unser Volk nicht züchtigen lässt zur Buße? Wenn sie fortfahren,
als oberste Regel hinzustellen, dass jeder seinen Vorteil sucht,
um den Eigennutz heilig zu sprechen? Wenn sie fortfahren,
zusammenzuraffen und die Armen auszubeuten? So, wie es
der Herr gedrohet hat durch den Propheten: Wehe denen, die
ein Haus an das andere ziehen und einen Acker zum andern
bringen, bis dass kein Raum mehr da sei, und sie allein das
Land besitzen; es ist vor den Ohren des Herrn Zebaoth: Was
gilts, wo nicht die vielen Häuser sollen Wüste werden und die
großen und feinen öde stehen! Und wie der Apostel spricht:
Wohlan nun, ihr Reichen, weinet und heulet über euer Elend,
das über euch kommen wird! Euer Reichtum ist verfault, eure
Kleider sind mottenfräßig geworden! Euer Gold und Silber ist
verrostet, und ihr Rost wird euch zum Zeugnis sein und euer
Fleisch fressen wie ein Feuer. Siehe der Arbeiter Lohn, die euer
Land eingeerntet haben, und von euch abgebrochen ist, das
schreiet; und das Rufen der Ernter ist gekommen vor die Ohren
des Herrn Zebaoth. Denn so ists der Wille Gottes, er hat den
Unterschied zwischen Reich und Arm geordnet, damit eure
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Liebe ihn ausgleiche. Tut ihrs nicht, dann wird ers einmal tun
durch sein gerechtes Gericht. Die ihr Gutes empfangen habt
und habts selbstsüchtig hingenommen, ohne der Brüder zu
gedenken, ihr werdet Böses empfangen, und im Jenseits ist
keine Ausgleichung mehr.

III.
...

So wird die Predigt zuletzt ein Ruf zur Buße. Ihr müsst Buße
tun, umkehren, neue Menschen werden, sonst könnt ihr das
Himmelreich nicht sehen. Ihr könnt aber auch Buße tun. Ihr
habt Mosen und die Propheten, das Evangelium und die
Predigt der Apostel, das ganze heilige Gotteswort, das höret! Es
bedarf auch keiner neuen Offenbarungen und Wunderwerke,
als hätte Gott euch die Mittel zur Buße nicht in zureichendem
Maße gegeben. Was würden auch solche neuen Offenbarungen
und Wunder den Ungläubigen helfen? Und ob jemand von den
Toten auferstünde, sie würden ebensowenig glauben. Wer
Mosen und die Propheten nicht hört, sich nicht durchs Gesetz
zur Sündenerkenntnis, nicht durchs Evangelium zum Glauben
bringen lässt, dem ist nicht zu helfen. O Geliebte! Die
Gedanken des reichen Mannes sind auch heute noch weit ver-
breitet, dass man auf Außerordentliches harret und meint,
dann werde es besser werden. Täusche sich keiner, es wird
nichts geschehen. Ihr habt Mosen und die Propheten, die höret!

So wird die Predigt zuletzt zum Bußruf für alle, Reiche und
Arme. Ohne Buße wird keiner das Himmelreich sehen. Die aber
Buße tun und dann als Reiche, ihren Reichtum für anvertrautes
Gut achtend, damit dienen, oder als Arme ihre Armut nach
Gottes Willen ergeben und still tragen, die, mögen sie nun
reich oder arm sein, gottselig leben: die werden hinkommen,
wohin Lazarus kam, in Abrahams Schoß.

Einen Blick in jene Welt hat uns das Evangelium tun lassen,
damit wir lernen, die Zeit dieses Lebens recht gebrauchen.
Auch von uns wird es einmal heißen: Er starb! Wird dann unse-
re Geschichte, wird dann deine Geschichte, lieber Mensch, fort-
fahren: und ward getragen von den Engeln in Abrahams
Schoß? oder: da er nun in der Hölle und in der Qual war? Noch
liegt die Entscheidung in unserer Hand. Lasset uns Gott fleißig
bitten, dass er uns lehre also durch die zeitlichen Güter wan-

deln, dass wir die ewigen nicht verlieren. Amen.

(Quelle: Schriften zur Sozialethik und Diakonie. Hrsg. von
Martin Cordes und Hans Otte, Lutherisches Verlagshaus,
Hannover 1990, S. 94-102)
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�Es gibt kein Verbot für Kamele,
durchs Nadelöhr zu gehen.
Bibelarbeit über Markus 10, 17-27�

Jürgen Ebach

�

II
Und als er (Jesus) auf die Straße hinausging, kam einer herange-
laufen, fiel vor ihm auf die Knie und fragte ihn: Guter Rabbi, was
soll ich tun, damit mir unvergängliches Leben zuteil wird?

Einer kam und stellte Jesus eine Frage. Der Fragesteller wird
zunächst nicht näher bezeichnet. Bei Matthäus wird er an
einer Stelle �Jüngling� genannt, bei Lukas ist es ein �Vorsteher�.
Folgen wir der Markusfassung und versuchen, uns kein vor-
schnelles Bild zu machen. Da kommt einer, ein Mensch, und
stellt eine Frage. Bevor er die Frage stellt, zeigt er mit einer
Geste (er fällt auf die Knie) und einer Anrede (�guter Rabbi�),
dass er mehr erwartet, als eine Meinung zu hören. Er fragt als
jemand, der bereit ist, unter die Antwort sein Leben zu stellen.
Um das Leben geht es, und zwar um das �ewige� Leben. Die
Frage lautet nicht: Was muss ich tun, um ewig zu leben?
Vielmehr: Wie muss ich leben, dass ich mich auf die Dinge ver-
lasse, die nicht � das wäre das Gegenbild zum �ewigen� Leben �
die Motten fressen. Um das Unvergängliche, Unzerstörbare,
Bleibende geht es also, an dem der Fragende jetzt schon Anteil
haben möchte. Was für eine Art von Antwort mag er erwarten?
Im Babylonischen Talmud (Berachod 28b) wird erzählt, wie der
Rabbi Elieser auf eine ähnliche Frage antwortet. Als er auf dem
Krankenbett lag, kamen seine Schüler zu ihm und fragten:
�Rabbi, lehre uns die Wege des Lebens, damit wir auf ihnen
zum Leben in der kommenden Welt gelangen!�. Der Rabbi ant-
wortete: �Geht sorgsam um mit der Ehre eurer Mitmenschen,
haltet eure Kinder vom Nachsinnen ohne Anleitung fern und
setzt sie in den Schoß der Schriftgelehrten, und wenn ihr betet,
seid euch bewusst, vor wem ihr steht. Dadurch werdet ihr zum
Leben der kommenden Welt gelangen.�

Vielleicht sind es solche Maximen, die der Fragesteller auch
vom Rabbi Jesus erwartet. Vielleicht möchte er einen Satz
hören, in dem in markanter Weise zusammengebunden ist,

was diesen Lehrer auszeichnet, was nur er zu sagen hat. Jesus
antwortet ihm; es werden mehrere Antworten sein, die er gibt,
und jede überrascht. Die erste Antwort ist eine Rückfrage, die
fast wie eine Zurechtweisung klingt.

Da sprach Jesus zu ihm: Was nennst du mich gut? Niemand ist
gut � einzig Gott.

Warum diese Zurückweisung der höflichen und vertrauensvol-
len Anrede? Das Wort enthält über die Zurückweisung hinaus
einen Hinweis, ist also im doppelten Wortsinn ein Verweis.
Jesus verweist auf Gott, der � die griechische Formulierung ist
in ihrer zweifachen Bedeutung schwer wiederzugeben � als
einziger gut ist und der einzige Gott ist. Bevor von einzelnen
Geboten die Rede ist, kommt auf diese Weise das Erste Gebot
in den Blick und mit ihm das Bekenntnis Israels zu Gott, dem
einen und einzigen. Jesus ist nicht Gott � gerade für die christ-
liche Frömmigkeitsgeschichte ist diese Erinnerung vonnöten.
Im Verweis auf Gott allein ist Jesu Zurückweisung der Anrede
�guter Rabbi� mehr als eine Geste der Bescheidenheit. Sie ist
auch schon Antwort auf die Frage nach dem unvergänglichen
Leben, indem sie auf Gott allein verweist.

Auf einem Kirchentag, der unter der Losung steht: �Es ist dir
gesagt, Mensch, was gut ist�, kommt noch etwas hinzu. �Es ist
dir gesagt�, heißt es und nicht etwa: Wir, die Kirche, wir, die
Christen, sagen dir �; und � ebenso wichtig � es geht um die
Unterscheidung des Guten und des Bösen, nicht um die
Trennung zwischen den Guten und den Bösen. Gut ist einzig
Gott; er hat uns gesagt, was gut ist, und nicht, wer die Guten
sind.

So beginnt Jesu Antwort mit dem Hinweis auf Gott � und alle
weiteren Worte unserer Geschichte haben damit ihren Leitton
bekommen. Die Antwort Jesu geht weiter.

Die Gebote kennst du: Nicht sollst du töten; nicht sollst du eine
Ehe brechen; nicht sollst du stehlen; nicht sollst du als
Lügenzeuge aussagen; nicht sollst du berauben; halte deinen
Vater und deine Mutter in Ehren!

Die Antwort Jesu bleibt ein Rückverweis. Der befragte Rabbi
formuliert keine besonderen, seine Lehre, seine
Lebenserfahrung ausdrückenden Maximen. Der Fragende wird
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zurückverwiesen an das ihm schon Vertraute; er erfährt nichts,
das er nicht schon weiß. Jesus erinnert ihn an die Zehn Gebote
(in einer etwas anderen Reihenfolge als der 2. Mose 20 überlie-
ferten, aber die hebräische Bibel kennt wechselnde
Reihenfolgen; zudem ist das Verbot, begehrlich  aus zu sein auf
die Habe des Mitmenschen, hier in der Formulierung �nicht
sollst du berauben!� zusammengefasst). Dem Rückverweis auf
die Gebote fügt Jesus kein eigenes Wort hinzu, keine eigene
�Moral�. Die Antwort auf die Frage, worauf setzen soll, wer
Anteil am unvergänglichen Leben haben will, ist der Verweis
auf die Gebote. Es ist dem und auch diesem Menschen gesagt,
was gut ist. Der Mann antwortet � womöglich etwas verblüfft
oder auch enttäuscht, dass er nichts Neues, Besonderes zu
hören bekam �:

Rabbi, das alles habe ich eingehalten von meiner Jugend an.

Für das Verstehen hängt alles daran, darin eine ehrliche, eben-
so selbstbewusst wie selbstverständlich gegebene Auskunft zu
hören. Da ist nichts von Heuchelei oder Anmaßung. Dass, wie
ich vermute, kaum jemand von uns heute morgen in dieser
Kirche sich trauen wird, so zu antworten, hängt auch mit einer
christlichen Veränderung der Auffassung von den Geboten
zusammen. Um die Geschichte in Mk 10 zu verstehen, müssen
wir uns von manchen Eintragungen späterer christlicher
Dogmatik freimachen. Hier liegt ein Blick auf die Gebote vor,
der sie wörtlich und wörtlich ernst nimmt. Wir haben jeden-
falls keinen Anlass, daran zu zweifeln, dass der Mann aufrich-
tig spricht. Er hat nicht getötet, ist in keine Ehe eingebrochen,
hat nichts gestohlen, ist nicht als Lügenzeuge aufgetreten, hat
nicht andere beraubt und hat seine Eltern respektvoll behan-
delt und versorgt. Die folgende Reaktion Jesu lässt keinen
Zweifel, dass hier kein Heuchler gesprochen hat.

III
Da blickte Jesus ihn an, gewann ihn lieb und sprach zu ihm: Eins
fehlt dir: Geh hin und verkaufe, was du hast, und gib es den
Armen! Und du wirst ein Kapital im Himmel haben. Dann komm
her, folge mir!

Wir haben eine entscheidende Stelle der Geschichte erreicht
und stoßen auf eine Fülle von Fragen. Denn was da so einfach
und mit klaren Worten erzählt ist, stellt sich (so ist es ja oft bei
scheinbar einfachen Bibeltexten) als ziemlich vertrackt heraus.

� Eins fehlt dir�, sagt Jesus, und das, was fehlt, wird dann for-
muliert. Der Mann soll verkaufen, was er hat, es (d.h. den Erlös)
den Armen geben und dann kommen und Jesus folgen. �Eins
fehlt dir.� � Fehlt immer dieses eine, fehlt diesem einen dieses
eine, oder fehlt immer noch etwas, wenn die Gebote eingehal-
ten sind? Alle drei (und womöglich weitere)
Verstehensmöglichkeiten sind gegeben. Und jede führt auf
eine etwas andere Spur. Wird hier grundsätzlich bestimmt,
dass Jesus nur nachfolgen darf, wer arm ist, oder ist es für die-
sen konkreten Menschen die Voraussetzung? Oder geht es
darum, einem, der sagt und sagen kann, er habe die Gebote
gehalten, deutlich zu machen, dass ihm dennoch etwas fehlt?
Wird mit der Forderung, alle Habe den Armen zu geben, so
etwas wie ein weiteres Gebot formuliert, oder ist es eine
Forderung jenseits der Gebotsebene? Schließlich: Wie verhält
sich der Verkauf der Habe zugunsten der Armen zur Nachfolge?
Moralische Vorleistung? Konkrete Voraussetzung? Eine Probe?
Was ist das eine, das fehlt? Ist es der Verkauf des Gutes zuguns-
ten der Armen? Ist es die Nachfolge? Oder gehört beides so eng
zusammen, dass man da nicht trennen kann? Es geht bei all
diesen Fragen um Nuancen. Aber es sind diese Nuancen, die
zuletzt den Ausschlag geben, wie man die Geschichte verste-
hen will. Die Sätze Jesu lassen für sich genommen mehrere
Deutungen zu. Vielleicht kann die Fortsetzung Klärung brin-
gen. Aber zuvor bedarf es noch einer Überlegung zu dem Satz,
den Jesus der Forderung anfügt: �Verkaufe, was du hast, und
gib es den Armen�:

Und du wirst ein Kapital im Himmel haben.

Vertrauter ist der Satz in der Fassung der Luther-Bibel: ��so
wirst du einen Schatz im Himmel haben�. Gewiss ist die Über-
setzung des griechischen Wortes thesauros mit �Schatz� nicht
falsch; sie könnte allerdings heute falsche Assoziationen 
wecken. Ein Schatz � da denkt man ans Märchen, an eine Truhe
mit edlen alten Steinen, an Geschmeide, vergilbte Wegekarten
mit geheimnisvollen Kreuzen. Ein Schatz � das ist eine mär-
chenhaft-unwirkliche Größe, ein Ausdruck für einen unver-
gleichlich hohen Wert. So ist es ja auch bei der anderen
Bedeutung des Wortes Schatz in unserer Umgangssprache �
jedenfalls würde dieser �Schatz� mit Recht entrüstet sein,
wenn man seinen Wert auf Mark und Pfennig angäbe � In
unserer Geschichte in Mk 10 aber ist thesauros etwas sehr
Reales, eine Kapitalform, das, was man im �Tresor� (derselbe
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Wortstamm) hat. Insofern ist die Bemerkung über den �Schatz/
das Kapital im Himmel� Antwort auf die Ausgangsfrage. Wer
verkauft, was er hat, und es den Armen gibt, vertauscht seinen
vergänglichen und allen Wandlungen der Ökonomie ausge-
setzten, von Wertverlust und Kursverfall bedrohten und alle-
mal am Ende den Motten anheim fallenden Besitz gegen ein
wertbeständiges, unzerstörbares Kapital, von dessen Ertrag die
Teilhabe am unvergänglichen Leben möglich ist. Das ist ganz
ökonomisch formuliert, und es ist auch ökonomisch gedacht.

Es gibt Texte im neuen Testament, deren unverblümt ökonomi-
sche sowohl Sprach- und Denkwelt einen zu verstören vermö-
gen. Es handelt sich bei der Bemerkung Jesu auch nicht um
eine gleichsam christlich-jenseitige Opposition zu angeblich
jüdischer Diesseitigkeit. Der Gedanke ist in vergleichbarer
Weise in der rabbinischen Überlieferung festgehalten. Im
Abschnitt Pea der Mischna heißt es: � Die folgenden Dinge sind
es, deren Ertrag der Mensch bereits in diesem Leben genießt,
deren Stammkapital ihm aber für die kommende Welt ver-
bleibt: Das In-Ehren-Halten von Vater und der Mutter, der
Erweis von Freundlichkeit, das Friedenstiften zwischen einem
Menschen und seinem Mitmenschen � und das Lernen der Tora
mehr als alles.� (Pea I,1)

Ein Blick auf diese Sätze der rabbinischen Überlieferung
erbringt einiges für das Verständnis sowohl unserer
Geschichte aus dem Markusevangelium als auch für die
Kirchentagslosung und die weiteren Texte der Bibelarbeit.
Denn es gibt da eine Reihe von Verknüpfungen. Von der
Freundlichkeit ist die Rede, von den Geboten im Einzelnen und
dem Studium der Thora im Ganzen. Und es könnte gerade die
so sperrige (und in unseren Ohren womöglich geradezu ärger-
liche) Rede vom �Kapital im Himmel� sein, die einen Schlüssel
zu unserer Geschichte liefert. Es geht ja � in der Frage des
Reichen, in der Frage nach den Geboten und in Jesu Antworten
� auch um die Überwindung einer falschen Alternative.

Was soll ich jetzt tun, damit mein Leben, mein reales gegen-
wärtiges Leben, schon Anteil am unvergänglichen Leben hat?
So lautet die Frage. Sie will die Alternative überwinden, entwe-
der dieses reale irdische Leben als lebenswert, als gut zu füh-
ren, oder durch Verzicht und Askese in diesem Leben einen
Berechtigungsschein für das zukünftige zu erwerben. Das dras-
tische Bild vom Stammkapital und dem Ertrag sperrt sich die-

ser Alternative. Es kommt darauf an, das Leben so zu leben,
dass es jetzt schon gut ist, jetzt schon � ich gebrauche die
anstößige Formulierung � sich auszahlt, dass aber mein Tun
nicht das zunichte macht, das über dieses Leben hinausreicht.
Dass ich, wie wir manchmal sagen, etwas haben möchte von
meinem Leben, wäre dann keine unbillige Forderung. Aber es
käme darauf an, dass ich nicht verbrauche und damit vernich-
te, was das Leben ausmacht. Menschen, die stets nur nach
ihren Bedürfnissen und Interessen handeln, sind gewiss nicht
sympathisch. Aber Misstrauen ist angebracht auch gegenüber
denen, die vorgeben, nie an sich selbst zu denken, stets ihre
Bedürfnisse zugunsten anderer zurückzustellen.

Warum, so müssen wir jetzt fragen, ist es � in Mk 10 wie in der
zitierten Stelle aus der Mischna � das Beachten der Gebote, das
die Qualität hat, sowohl in diesem Leben Frucht und Ertrag zu
bringen als auch für künftiges Leben Unzerstörbares zu erhal-
ten? Indem ich durch das Halten der Gebote die Freiheit und
die Lebensbedürfnisse meiner Mitmenschen beachte und für
sie eintrete, tue ich auch etwas für meine Freiheit und meine
Lebensbedürfnisse. Was ich anderen zukommen lasse, kommt
auch mir zugute. Die falsche Alternative von Egoismus und
Altruismus wäre so zu überwinden. Der Zusammenhang von
Gebot und Freiheit, über den wir in der Bibelarbeit über die
�Zehn Gebote� nachgedacht haben, kommt auch hier wieder
ins Spiel, ja er wird, wie sich zeigen wird, im Fortgang der
Geschichte noch entscheidender.

Für den, der die Gebote gehalten und dennoch die Frage hat,
was er tun müsse, um am unzerstörbaren Leben Anteil zu
bekommen, hat Jesus nun aber noch die weitere Antwort:

Verkaufe, was du hast, und gib es den Armen � Dann komm her,
folge mir!

Das ist es, was fehlt, jedenfalls diesem fehlt. Die Anweisung
lässt an Klarheit nichts zu wünschen übrig. Da gibt es keinen
Zweifel, was zu tun ist. Viel schwieriger ist aber die Frage, ob es
an und für sich das ist, was fehlt, oder das, was diesem
Menschen fehlt. Ist hier ein Armutsideal der Jesusbewegung
bezeichnet, ein Lebensstil derer, die Jesus nachfolgen? Ist hier
das Armutsideal der frühen Gemeinden formuliert, von dem
bekanntlich die Kirche allmählich Abstand nahm? Verweisen
andere Geschichten im Neuen Testament, die nicht so radikale
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Forderungen enthalten, darauf, dass es um dieses Armutsideal
unter den frühen Christen Auseinandersetzungen gab? Es mag
so sein, aber ich möchte zunächst bei der einen Geschichte in
Mk 10 bleiben. Und in dieser Geschichte ist es das, was diesem
einen fehlt. Doch die Frage bleibt: Formuliert Jesus, der sich bis-
her in seinen Antworten ganz und gar im Bereich der jüdischen
Überlieferung bewegt hat, indem er auf die Gebote verwies,
ein weiteres Gebot? Ich verstehe die Worte Jesu anders. Kein
neues Gebot scheint mir hier aufgestellt, sondern eine
Aufforderung, eine Ermunterung. Nur eins fehlt dir, nämlich
aus Freiheit denen zu folgen, die ihr Leben jetzt schon so füh-
ren, dass es einen Vorgeschmack des Himmels spüren lässt.
Befreie dich von allem, was dich bindet, komm und folge mir.

IV
...

Der aber wurde verdrossen über dieses Wort und ging betrübt
weg, er war nämlich einer, der viel Besitz hat.

Erst jetzt also wird der Fragesteller als ein Reicher �geoutet�.
Wenn wir nicht annehmen wollen, dass Jesus ihn zugleich als
solchen erkannt hat, was nicht auszuschließen, aber auch nicht
nahe gelegt ist, dann wird die Bedeutung der Forderung, alles
zu verkaufen und es den Armen zu geben, für diesen einen erst
jetzt klar. Einem, der wenig besitzt, wäre es womöglich leichter
gefallen, Jesu Ruf in die Nachfolge zu folgen. Erst in der
Erfahrung des Scheiterns wird deutlich, wie groß für ihn diese
Hürde ist. Er geht weg; seine Gemütsbewegung wird mit
Worten zwischen Trauer, Enttäuschung und Unmut geschrie-
ben. Warum ist er traurig und unmutig? Gewiss, weil er nicht
zu vermögen meint, was ihm abverlangt ist. Aber vielleicht
auch, weil ihn die Antwort enttäuscht. Zuerst hatte Jesus  ihn
auf das zurückverwiesen, was ihm schon immer bekannt war.
Und als er dann doch noch etwas Neues hörte, war es das.

Etwa so, wie wenn einer zum Arzt geht und ihn fragt, was er
tun solle, damit es ihm besser geht. Er hofft vielleicht auf ein
ganz neues, gerade auf seinen Fall zugeschnittenes Medi-
kament oder eine ebenso klare wie wirksame Diät. Und dann
bekommt er zu hören, was er längst weiß und woran er sich
doch immer schon gehalten hat. Und schließlich bekommt er
doch etwas Neues gesagt, und ausgerechnet das ist etwas, das
zu erfüllen er sich nicht imstande sieht. Vielleicht kennen Sie

die Geschichte, in der der Arzt dem Patienten sagt: �Das Beste
wäre� � und noch bevor er weiterreden kann, sagt der Patient:
�Sagen Sie mir besser gleich das Zweitbeste!�

Weder der Satz aus Mi 6, dem die Kirchentagslosung entnom-
men ist, noch die Geschichte aus Mk 10, die heute morgen
unser Thema ist, begnügen sich mit dem Zweitbesten. Über
solche Radikalität erschrecken nicht erst wir, sondern schon die
damals Umstehenden. Und auch die Reaktion Jesu ist nicht die
des über die Schwäche anderer Triumphierenden, der sich im
Besitz der Wahrheit fühlt:

Da blickte Jesus sich um und sagte zu denen, die bei ihm lernten:
Wie schwer werden die Besitzenden in das Reich Gottes hinein-
kommen! Da erschraken, die bei ihm lernten, über seine Worte.
Jesus aber fing wieder an und sagte: Kinder, wie schwer ist es, in
das Gottesreich hineinzukommen! Es ist leichter, dass ein Kamel
durchs Nadelöhr geht, als dass Reiche in das Gottesreich hinein-
kommen.

Es gibt kein Verbot für Kamele, durchs Nadelöhr zu gehen. Dem
Reichen wird nicht untersagt, ins Gottesreich zu kommen, jetzt
schon so zu leben, dass sein Leben Anteil am unvergänglichen
Leben hat. Erzählt wird nicht, dass er es nicht darf, sondern
dass er es nicht kann. Von einer Erfahrung ist die Rede, nicht
von einer moralistischen Einteilung der Menschen in die bösen
Reichen und die guten Armen.

Die Vorstellung, die Armen seien die besseren Menschen, könn-
te zu einer bestimmten Form des religiösen Kitsches gehören.
Gefährlich wird dieser Kitsch dann, wenn die Glorifizierung der
Armut zur Begründung wird, die Armen arm und die Reichen
reich zu lassen. In dieser Perspektive wird das Wort vom Kamel
und dem Nadelöhr zynisch: Wenn die Reichen die Armut der
Armen zu beseitigen helfen, dann bringen sie sie ja um das
ihnen zugesagte Himmelreich. Deshalb ist es für sie gut, arm
zu bleiben, während wir Reiche ganz uneigennützig die schwe-
re Bürde tragen, noch schwerer ins Gottesreich zu kommen, als
dass ein Kamel durchs Nadelöhr geht. Moralistischer Kitsch
wird rasch zu politischer Lüge. Es gibt eine Armut, die
Menschen nicht edler macht, sondern zerstört. Sie gilt es auf-
zuheben und nicht mit einem Heiligenschein zu versehen. Erst
kommt das Fressen und dann die Moral � und nur in wenigen
Fällen kommt die Moral statt des Sattwerdens. Zu oft musste
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die Religion herhalten, um durch die Glorifizierung der Armut
mit dafür zu sorgen, dass alles bleibt, wie es ist. Ich meine, dass
unsere Geschichte in Mk 10 solchem gefährlichen Kitsch keinen
Vorschub leistet. Im Gegenteil: Da wird kein Reicher als mora-
lisch minderwertig denunziert, und die Armen werden nicht
glorifiziert. Jesus gewann diesen Menschen lieb, heißt es aus-
drücklich � nicht oft wird so etwas im Neuen Testament gesagt.
Und über das Scheitern gibt es keinen Triumph, kein Sich-
Erheben, bei denen nicht, die bereits nachfolgten, und bei Jesus
nicht. Noch einmal: Es ist nicht so, dass dieser Mensch kein
Jünger werden durfte, sondern dass er es nicht konnte.

V.
Ich möchte Ihnen von einer Darstellung erzählen, die mir zum
Schlüssel für die Erzählung wurde. Keine direkte Illustration
der Geschichte, wohl aber ein Bildmotiv, das auf ganz einfache
Weise etwas Entscheidendes deutlich macht. �

Ist es immer der Reichtum, der Menschen hindert, frei zu sein?
Gewiss nicht. Das Erschrecken der Umstehenden zeigt, dass die
Schwierigkeit grundsätzlicher ist. Ginge es nur um den
Reichtum so wären sie, die nichts besitzen, fein raus. Was sie
erschrecken lässt, ist ja auch die Radikalität, in der deutlich
wird, dass es mit dem guten Willen nicht getan ist. �Wer immer
strebend sich bemüht, den können wir erlösen� � das singen
die Engel in �Faust II�; in der Bibel gibt es diesen Trost für die,
die es wenigstens immer gut gemeint haben, kaum. �Es ist dir
gesagt, Mensch, was gut� � nicht: was eigentlich besser wäre,
was du eigentlich tun solltest. Es gibt genug Gründe, über
diese Radikalität zu erschrecken � damals wie heute. Da will
einer sein Leben richtig führen und er scheitert, weil sich zeigt,
dass er unfrei ist.

Befreiung stellt sich � wie beim Nachdenken über die Zehn
Gebote gestern � abermals als Leitthema heraus. Ich stelle mir
vor, dass dem Reichen in Mk 10 erst in dem Moment, in dem er
aufgefordert wird, sich von seinem Besitz zu trennen, klar wird,
wie sehr er an seinem Besitz hängt. Wenn aber der Besitz das
ist, woran sein Herz hängt und worauf er sich verlässt, dann ist
(mit Luthers Auslegung des Ersten Gebots im Großen
Katechismus) der Reichtum sein Gott. �Niemand kann zwei
Herren dienen�, lesen wir in Mt 6,24, und es geht weiter: �denn
entweder wird der den einen hassen und den anderen lieben,
oder er wird dem einen anhangen und den anderen verachten.

Ihr könnt nicht Gott dienen und dem Mammon.� Um das Erste
Gebot also geht es, und es zeigt sich, dass die allererste
Antwort Jesu (�Was nennst du mich gut? Niemand ist gut �
einzig Gott�) der entscheidende Satz der ganzen Geschichte ist.
Die Einzigkeit Gottes schließt alle anderen Götter aus. Und
wenn (im Deutschen kann man das geradezu im Wortspiel
sagen) einzig Gott gut ist, dann darf kein Gut Gott sein. Gott
oder Mammon � die Alternative ist unerbittlich � ein
Dazwischen, ein Sich-mit-beidem-Arrangieren gibt es, folgen
wir dem Neuen Testament, nicht. ...

VI.
Also wäre es � diese Konsequenz lese ich in manchen
Auslegungen unserer Geschichte �  nicht der Reichtum an sich,
der Menschen unfähig macht zum Gottesreich. Vielmehr wäre
die entscheidende Frage, wie man mit den Gütern umgeht. An
dieser Auskunft ist etwas  Richtiges. Aber ich kann ihr dennoch
nicht zustimmen und das wiederum (ähnlich der Geschichte in
Mk 10 selbst) nicht aus moralischen Erwägungen, sondern aus
Erfahrung. Nicht der Reichtum sei böse � es komme vielmehr
darauf an, was man damit mache. Solche Satz- und
Denkfiguren sind bekannt. Nicht die Atomkraft an sich sei
abzulehnen � es komme vielmehr darauf an, was man mit ihr
mache � nicht die Gentechnologie an sich � nicht die Macht an
sich � nicht das Nationalgefühl u.s.w. Mir sind diese Sätze ver-
dächtig, denn sie unterschlagen, dass die entscheidende Frage
ist, wer etwas mit wem macht. Wie oft entpuppt sich das, mit
dem ich etwas machen will, als etwas, das etwas mit mir
macht? Was meinen wir eigentlich, wenn wir sagen: Wir bedie-
nen eine Maschine? Wer dient wem? Wie ist das mit den so
genannten Sachzwängen und der Eigenlogik? Die Logik von
Zweck und Mittel hat ihre Tücken. Stattdessen ginge es um die
Relation von Ziel und Weg, wobei auf dem Wege immer schon
vom Ziel etwas enthalten sein muss wie bei der Frage nach
dem im Leben, das schon etwas von der kommenden Welt ent-
halten soll.

Folgen wir der Logik unserer Erzählung, so muss es nicht der
Reichtum sein, der Menschen unfrei macht und unfähig zur
Nachfolge. Aber wenn ich mich frage, was es denn in unserer
Gesellschaft ist, das die Menschen bindet, zu ihrem Gott wird,
auf den sie sich verlassen und an den sie ihr Herz hängen, so ist
es der Reichtum. Und dieser Reichtum wird uns zum Hindernis,
auch wenn wir die Frage weit bescheidener stellen als der



34 EKD Synode 2006

Fragende in Mk 10. Wir könnten nämlich fragen, was wir zu tun
hätten, damit die, die nach uns leben, noch halbwegs so leben
können wie wir, Luft zum Atmen, unverseuchte Böden und
Nahrungsmittel haben. Es gibt ja ein ganz simples
Denkmodell: Wir haben kein Recht, den Menschen in den ärme-
ren Ländern der Erde den Lebensstandard zu verweigern, den
wir genießen und den sie erstreben. Wenn aber alle Menschen
auf der Erde unseren Lebensstil hätten, z.B. unseren
Energieverbrauch, unseren Umgang mit den Ressourcen der
Erde, dann würden diese Ressourcen in kürzester Zeit nicht
mehr ausreichen. Es bleibt nur die Alternative, entweder in den
reichen Ländern Verzicht zu üben oder mit zunehmender
Gewalt die ungerechte Verteilung der Ressourcen aufrecht zu
erhalten �.

Manchmal gehen Kamele durchs Nadelöhr. Da gibt es in
Hamburg einen sehr reichen Mann, der sein Millionenerbe ver-
kauft hat und nun mit zahlreichen Stiftungen und Forschungs-
unternehmungen Bücher und Arbeiten ermöglicht, die es sonst
wohl kaum gäbe. Da gibt es Unternehmer, die ihren Besitz den
Arbeiterinnen und Arbeitern übereignen. Keiner von diesen
ehemals Sehr-Reichen nagt heute am Hungertuch. Es könnte
sein, dass es ihnen in ihrem Leben besser geht als zuvor.

Manchmal gehen Kamele durch Nadelöhre. Da gibt es
Generäle, die zu Friedenforschern wurden. Es gibt kein Verbot
für Kamele, durchs Nadelöhr zu gehen. Aber � es geschieht sehr
selten. Und deshalb erschrecken die, die bei Jesus lernen
zutiefst:

Da entsetzten sie sich erst recht und sagten zueinander: Und wer
kann dann gerettet werden? Jesus blickte sie an und sagte: Bei
Menschen ist es unmöglich, aber nicht bei Gott. Denn alles ist
möglich bei Gott.

Nicht nur formal hat sich mit diesen Worten der Kreis geschlos-
sen. Wie am Anfang auch am Ende der Verweis auf Gott, den
einzigen. Das letzte Urteil steht nicht Menschen zu � auch
Jesus nicht. Die Erzählung, die so sehr von Erfahrungen lebt
und keine Lehrsätze formuliert, verweist am Ende darauf, dass
die Erfahrung nicht alles ist. Alles ist möglich bei Gott. Was
immer wir für Erfahrungen gemacht haben, wie sehr wir den-
ken mögen, dass bestimmte Dinge nun einmal so sind, wie sie
sind, � auf Gott als den Gott der Befreiung zu setzen, bedeutet,

von ihm her alles für möglich zu halten. Da können Blinde
sehen, Lahme gehen und eben auch Kamele durch Nadelöhre
gehen. Und deshalb ist vielleicht die Geschichte des Reichen
aus Mk 10 noch nicht zu Ende erzählt. Es gibt ja kein Verbot für
ein Kamel, durchs Nadelöhr zu gehen �

(Quelle: Spurensuche Reichtum. Beiträge und Arbeitsmateria-
lien zur Situation in Deutschland, Witten 2000, S. 105-113)
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Mittendrin und trotzdem draußen?
Soziale Ungleichheit in Deutschland

Petra Böhnke

...

Wann fühlen sich Menschen ihrer Gesellschaft nicht mehr
zugehörig? Mit Hilfe von Bevölkerungsumfragen lässt sich der
Zusammenhang zwischen Benachteiligungen und der subjek-
tiven Einschätzung sozialer Teilhabechancen erklären und die
Frage beantworten, wer besonders von Anerkennungs- und
Zugehörigkeitsverlust betroffen ist. Datengrundlage sind die
Wohlfahrtssurveys, repräsentative Bevölkerungsumfragen aus
den Jahren 1998 und 2001 in Deutschland, und Eurobaro-
meter-Umfragen mit Daten aus der gesamten EU. Gefragt
wurde beispielsweise nach der Zufriedenheit mit den
Möglichkeiten, am gesellschaftlichen Leben teilzunehmen oder
ob man sich ausgegrenzt fühle. Andere Fragen thematisierten
Anerkennungsdefizite und wahrgenommene Nutzlosigkeit
aufgrund der persönlichen Einkommens- oder Erwerbssitua-
tion.

Soziale Ausgrenzung als Lebensrisiko

Alle Indikatoren spiegeln zunächst die im europäischen
Vergleich überdurchschnittlich gelungene Integration weiter
Teile der � mit Umfragen zu erreichenden � deutschen
Bevölkerung wider. Kaum ein Befragter gibt an, sich voll und
ganz aus der Gesellschaft ausgegrenzt zu fühlen. Erfahrungen
von Marginalisierung sind jedoch durchaus präsent: Im Jahr
2001 geben sieben Prozent der Bevölkerung an, relativ unzu-
frieden mit ihren persönlichen Teilhabemöglichkeiten zu sein.
Im Jahr 2003 können zehn Prozent der Deutschen der Aussage
�zustimmen� oder �sehr zustimmen�, sie fühlten sich aus der
Gesellschaft ausgegrenzt. Zum Vergleich: In den alten EU-15-
Mitgliedsstaaten sind es durchschnittlich 12 %, am wenigsten
verbreitet sind Ausgrenzungserfahrungen in Dänemark (5 %),
am weitesten in Großbritannien (22 %).

Weitere Auswertungen haben ergeben, dass nicht alle
Bevölkerungsschichten gleichermaßen vom Risiko sozialer

Ausgrenzung betroffen sind. Langzeitarbeitslosigkeit und
Armut, insbesondere wenn sie von Dauer ist, gehen mit einer
deutlichen Verschlechterung von Teilhabemöglichkeiten ein-
her. Reichtum, Wohlstand und eine gesicherte berufliche
Stellung führen zu einer überdurchschnittlichen Zufriedenheit
mit der gesellschaftlichen Integration. Neben einem fehlenden
Berufsabschluss und niedrigem Bildungsniveau sind auch
unsichere Beschäftigung, Krankheit und hohes Alter Faktoren,
die Erfahrungen von Marginalisierung mit sich bringen und
verstärken. Die Einschätzung, außen vor zu sein, beruht auf
Lebenssituationen, die neben starker materieller Benachtei-
ligung Identitätsverlust und mangelnde Wertschätzung mit
sich bringen. Die Einbindung in soziale Netzwerke kann dieser
Ausgrenzungsgefahr entgegenwirken. Doch die Ergebnisse zei-
gen, dass es nur selten gelingt, Armut oder Arbeitslosigkeit mit
sozialem Rückhalt zu kompensieren. Gerade Bevölkerungs-
gruppen, die materiell benachteiligt sind und sozialen
Beistand am nötigsten hätten, können nur selten darauf
zurückgreifen.

Die These sozialer Ausgrenzung als allgemeines Lebensrisiko
für breite Bevölkerungsschichten bestätigen die Analysen
nicht. Mehrfache und dauerhafte Benachteiligungen � mate-
riell, sozial und am Arbeitsmarkt � betreffen nahezu aus-
schließlich gering Qualifizierte sowie Angehörige der un- oder
angelernten Arbeiterschicht. Soziale Ungleichheiten bestehen
hartnäckig fort; Bildung und Ausbildung sind nach wie vor
zentrale Merkmale der Chancenzuweisung.

Im Verlauf des letzten Jahrzehnts haben jedoch
Verunsicherungen hinsichtlich der Arbeitsplatzgarantie und
der sozialen Absicherung in Deutschland zugenommen, die
auch mittlere Gesellschaftsschichten nicht mehr verschonen.
Nimmt man die Angst vor Arbeitslosigkeit als Indikator für ein
Klima der Verunsicherung, so lässt sich im Zeitverlauf ein ste-
tiger Zuwachs von Sorgen und Nöten feststellen. Zwar ist zu
allen drei Erhebungszeitpunkten � 1988, 1998 und 2004 � die
Angst vor Arbeitslosigkeit in der Arbeiterschicht am weitesten
verbreitet. In der Mittelschicht ist sie nur halb so groß, und die
obere Mitte bzw. Oberschicht berichtet am seltensten von der
Sorge, den Arbeitsplatz zu verlieren. Dennoch hat bei allen drei
Bevölkerungsgruppen die Verunsicherung im Laufe der Jahre
zugenommen. Auch in der Mitte der Gesellschaft bangt heute
jeder zehnte Erwerbstätige um seinen Arbeitsplatz.
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Auch eine allgemeine Orientierungslosigkeit (�Das Leben ist so
kompliziert geworden, dass man sich fast nicht mehr zurecht
findet�) hat quer durch alle Bevölkerungsschichten im Laufe
der 1990er Jahre zugenommen. Wiederum sind jedoch benach-
teiligte Bevölkerungsgruppen (niedrigstes Einkommens-
quintil) am stärksten davon betroffen. In höheren
Einkommenspositionen fällt die Zunahme an Orientierungs-
verlust moderater aus. Personen mit sehr hohem Einkommen
zeigen sogar einen geringfügigen Rückgang dieser
Desintegrationssymptome. Fazit: Die gesellschaftliche Mitte ist
zwar nicht massenhaft benachteiligt, marginalisiert und von
sozialer Ausgrenzung bedroht, wohl aber nachweislich zuneh-
mend verunsichert.

Ein wesentlicher Bestandteil der Diskussion um soziale
Ausgrenzungsrisiken besteht in der Annahme, dass sich mit
ihnen Konflikte ausbreiteten, die den sozialen Frieden gefähr-
den. Desintegration, so wird befürchtet, drücke sich in der
Delegitimierung von Sozialstaat und Demokratie aus.
Funktionieren gesellschaftliche Integrationsmodi nicht mehr,
so gehört es seit Durkheim zu den soziologischen Grundan-
nahmen, dass die sozialmoralische Bindung an die vorherr-
schende Gesellschaftsordnung schwächer wird. Verunsiche-
rung und Entfremdung, aber auch Protest und Radikalisierung
können die Folgen sein.

Gefährdung der Demokratie?

Es stellt sich also die Frage, ob sich bei Benachteiligten sichtba-
rer Protest formiert oder ob Resignation und Rückzug vorherr-
schen. Ist die Bewältigung prekärer Lebenslagen von
mangelnder Systemunterstützung und politischem
Extremismus gekennzeichnet oder werden Benachteiligungen
eher in den persönlichen Verantwortungsbereich jedes
Einzelnen gelegt?

Auswertungen des Wohlfahrtssurveys aus dem Jahr 2001 zei-
gen, dass die Kritik am Gesellschaftssystem wächst und dessen
Funktionsfähigkeit skeptischer beurteilt wird, wenn
Teilhabechancen als eingeschränkt wahrgenommen werden.
Verfestigte prekäre Lebenslagen und damit verbundene
Ausweglosigkeit stehen in engem Zusammenhang mit einer
ausgeprägten Kritik an den demokratischen und sozialstaatli-
chen Einrichtungen.

Darüber hinaus äußern Menschen in benachteiligten
Lebenssituationen öfter negative Einschätzungen zum Leben
im Allgemeinen und gegenüber ihren Mitmenschen.
Allgemeines Vertrauen ist erheblich geringer, je prekärer die
Lebenslage ist. Auch Passivität ist verbreiteter, ebenso wie die
Einschätzung, das Leben sei zu kompliziert. Insbesondere
Langzeitarbeitslosigkeit und dauerhafte Armut, die am ehes-
ten soziale Ausgrenzung bedeuten, führen zu starken
Einbußen an Optimismus und Vertrauen.

Weiterhin zeigt sich, dass prekäre Lebensbedingungen die
Wahrscheinlichkeit erhöhen, auf politische Partizipation zu
verzichten. Die Hälfte derjenigen, die in mehreren
Lebensbereichen unterdurchschnittlich versorgt sind und sich
auch selbst als marginalisiert wahrnehmen, ist 1998 nicht zur
Wahl gegangen. Dies spricht deutlich gegen die Formulierung
von Protest mit dem Ziel, politische Entscheidungsträger aus-
zuwechseln. Die Unterstützung extremistischer Parteien
erhöht sich in prekären Lebenslagen nur geringfügig. Viel öfter
geben die Befragten an, keiner spezifischen Partei zuzuneigen,
was mit dem vorherrschenden Entschluss übereinstimmt, auf
die eigene Stimme zu verzichten. Dies weist auf ein massives
Repräsentationsdefizit von Bürgern in benachteiligten
Lebenslagen hin.

Ausgrenzungserfahrungen führen in Deutschland also nicht
dazu, dass sich Protest organisiert und politisch zum Ausdruck
bringt. Die Zurechnung prekärer Lebenslagen wird vorrangig in
den persönlichen Verantwortungsbereich verlagert und äußert
sich in Resignation und Hoffnungslosigkeit. Es besteht die
Gefahr, dass sich politische Mitbestimmung und gesellschafts-
politischer Konsens mehr und mehr auf die gesicherten Mittel-
und Oberschichten beschränken und Menschen in prekären
Lebenslagen auf Dauer vom politischen Prozess und einer
unterstützenden Interessenvertretung isoliert werden.

(Quelle: WZB Mitteilungen 110, Dezember 2005, S. 34 � 37)
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Die neue Unterschicht
Wolfgang Uchatius

Die einen sind tief gefallen, die anderen nie aufgestiegen: Die
Armut in Deutschland breitet sich aus. Sie erfasst Arbeitslose
genauso wie Niedriglöhner und gescheiterte Unternehmer.

...

Aufstiegsgesellschaft. Mit diesem Wort beschrieben
Sozialforscher jahrzehntelang die Bundesrepublik. Eine
Gesellschaft, in der nicht alle reich waren, aber in der alle
sicher sein konnten, dass sie in zehn Jahren mehr besitzen wür-
den als heute. Und ihre Kinder in zwanzig Jahren noch mehr.
»In der Bundesrepublik des 20. Jahrhunderts galt ein kollekti-
ves Versprechen: Jedem geht es langsam, aber stetig immer
besser«, sagt der Göttinger Soziologe Berthold Vogel.
In der Bundesrepublik des 21. Jahrhunderts gilt das
Versprechen immer noch. Aber nicht für alle.
Die Republik teilt sich. Nie in ihrer Geschichte lagen Reich und
Arm weiter auseinander. »Auf der einen Seite wächst der
Wohlstand, auf der anderen die Gruppe der wirtschaftlich
Ausgegrenzten«, sagt der Berliner Sozialforscher Martin
Kronauer. Nach dem neuen Armuts- und Reichtumsbericht der
Bundesregierung gehört den wohlhabendsten zehn Prozent
der Deutschen inzwischen fast die Hälfte des gesamten
Nettovermögens. Die unteren zehn Prozent besitzen nichts
mehr. Sie haben nur Schulden.

So entsteht in Deutschland eine neue Unterschicht der
Besitzlosen. Anders als das Proletariat vergangener Tage ist sie
in sich fast so verschieden wie der Rest der Gesellschaft. Zu ihr
zählen gescheiterte Anwälte oder Architekten ebenso wie
Niedriglöhner oder Sozialhilfeempfänger. Die einen sind tief
gefallen, die anderen haben nie abgehoben. Unten treffen sie
sich. Finanziell gesehen, haben sie vom Leben nichts mehr zu
erwarten, das haben sie gemeinsam.
Überall im Land sind die Angehörigen der neuen Unterschicht
anzutreffen. In Hamburg genauso wie in Berlin und im
Schwarzwald. Oder in München, im Reihenhaus der Bergers.
Neulich waren sie auf dem Amt. Ob es eine Sozialwohnung für
sie gebe, haben sie gefragt. »In drei Jahren vielleicht«, war die
Antwort. Die Bergers haben noch drei Wochen. Dann müssen

sie ausziehen.
Die Bergers fallen jetzt unter Hartz IV. Der Staat überweist
ihnen 940 Euro im Monat zum Leben und übernimmt außer-
dem die Miete. Aber natürlich nicht die 1.400 Euro für das
Reihenhaus, sondern maximal 610 Euro, inklusive Strom und
Heizung. In München, wo die Mieten höher sind als irgendwo
sonst im Land, werden sie eine so billige Wohnung schwer fin-
den, jedenfalls nicht in ihrer jetzigen Gegend.
Die Bergers werden sich also für die Nachbarn und die
Bekannten vom Elternbeirat des Kindergartens eine harmlos
klingende Geschichte einfallen lassen, die den Umzug erklärt,
und dann werden sie irgendwo hingehen, wo die Gebäude
grauer und Gärten seltener sind. Dann wird sich auch für den
sechsjährigen Lukas die Welt ändern. »In den vergangenen
Monaten haben wir die Probleme von ihm fern gehalten«, sagt
Peter Berger.
In diesen Monaten haben sie alles versucht, um an Geld zu
kommen. Peter Berger hat im Internet versteigert, was sie nicht
zum Leben brauchen, Bilder, Bücher, alte Stiche. Aber irgend-
wann waren die Regale leer. Sie haben Kränze geflochten,
Karten gedruckt, Lebkuchen gebacken und sie auf dem
Weihnachtsmarkt verkauft. Gegen die Profis vom
Nachbarstand kamen sie nicht an. Peter Berger hat sich als
Vertreter für eine Baustofffirma versucht. Die Aufträge blieben
aus. Er gibt Nachhilfestunden in Latein. Aber mehr als ein paar
Euro bringt das nicht. Gisela Berger hat sich überall auf Jobs
beworben, nicht nur als Architektin, auch als Schreibkraft und
als Bedienung in Gaststätten. Die Konkurrenz war zu groß. »Da
waren immer 200 andere.« Nicht wenige suchen inzwischen
ähnlich verzweifelt nach einem Einkommen wie die Bergers.

3,13 Millionen Haushalte in Deutschland sind überschuldet,
anderthalb mal so viele wie vor zehn Jahren, mehr als je zuvor.
Ihre Verbindlichkeiten sind so hoch, dass sie keine Chance
haben, sie zurückzuzahlen. Manchmal verbirgt sich hinter dem
privaten Ruin die schlichte Unfähigkeit, mit Geld umzugehen,
aber zunehmend auch die traurige Tatsache, dass das in
Deutschland mitunter nicht mehr funktioniert: arbeiten, einen
Kredit aufnehmen, ein Haus kaufen, sich etwas aufbauen. Was
jahrzehntelang biedere Normalität war, endet auf einmal auch
für gut verdienende Ingenieure in der finanziellen
Katastrophe. Weil plötzlich die Aufträge weg sind oder der
Arbeitsplatz � und damit auch der gute Verdienst. Dann stei-
gen die Schulden. Dann weist der Weg nach unten. Der
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Münchner Sozialforscher und Überschuldungsexperte Dieter
Korczak sagt: »Die Mittelschicht bröckelt ab.«
Irgendwann in den vergangenen Monaten hat Peter Berger ein
neues Gefühl an sich entdeckt: Neid. Auf Verwandte, Bekannte,
Exklassenkameraden, auf Leute, die das alte Immer-mehr-
Leben führen, mit Essen im Restaurant und drei-, viermal
Urlaub im Jahr. Die viel über die richtige Geldanlage nachden-
ken, demnächst in Rente gehen und dann das Studium ihrer
Kinder finanzieren.
Auch Peter Berger wird in ein paar Jahren das Rentenalter
erreichen. Viel Geld wird ihm das nicht bringen, er war nicht
lange genug fest angestellt. Der Familie steht ein besitzloses
Leben bevor. Für Lukas können sie nur die Daumen drücken.
Das ist die Zukunft der Bergers.

...

An der Decke hängen zwei Neonröhren, auf dem Tisch stehen
zwei Monitore, unterteilt in 29 flimmernde Bilder, aufgenom-
men von 29 Videokameras. Vor den Bildern sitzt Robin Trott. Er
sagt: »Man darf nur 15 Minuten am Stück hinschauen, sonst
besteht die Gefahr der optischen Täuschung, man sieht dann
Schatten, wo keine sind.« Robin Trott wird dafür bezahlt, echte
von falschen Schatten zu unterscheiden.
In der Bundesrepublik des 21. Jahrhunderts gehört Trott eigent-
lich zu den Privilegierten. Er verfügt über alle Insignien der
alten Immer-mehr-Gesellschaft: Er hat keine Schulden. Er hat
Arbeit. Er hat sogar einen Vollzeitvertrag, unbefristet. Der
Aufstieg findet trotzdem ohne ihn statt.
Robin Trott ist Niedriglöhner.
Sauber frisiert, mit hellblauem Hemd und dunkelblauer
Krawatte sitzt er auf einem abgewetzten Bürostuhl auf grau-
em Steinboden in einem etwa neun Quadratmeter großen,
halb verglasten Raum. Hinter ihm dudelt ein Radio. Neben ihm
steht eine Flasche Cola. Draußen, vor der Scheibe, fährt hin und
wieder ein Auto vorbei, dann hebt sich die Schranke. An der
Wand hängt eine Uhr, kurz vor zehn am Morgen ist es, vor vier
Stunden hat Trott seinen Dienst begonnen. Unter der Uhr kle-
ben vier Blatt Papier. Die Parkhausordnung.
Robin Trott ist Wachmann bei einem Berliner
Sicherheitsunternehmen. Vor einer Woche saß er in der
Pförtnerloge einer Krankenversicherung, danach in einem
Bürogebäude in der Friedrichstraße. Heute bewacht er das
Parkhaus der Rathaus-Passagen, acht Stockwerke hoch, Platz

für 700 Autos. Außen hängt ein großes Plakat: »Parken Sie
schon oder suchen Sie noch?« Trott erfährt oft erst ein oder
zwei Tage im Voraus, wo und wann er arbeiten muss, ob Früh-,
Spät- oder Nachtschicht. Private Verabredungen sind kaum
möglich. Er verdient 865 Euro netto im Monat, bei 42 Stunden
Arbeit pro Woche macht das 5,15 Euro die Stunde. Knapp 400
Euro gehen weg für Miete, Strom und Heizung für seine
Wohnung in sanierter Platte in Berlin-Lichtenberg. Bleiben 465
Euro zum Leben. Es gab eine Zeit, da war Robin Trott dem
Reichtum ganz nah. Er hat ja schießen gelernt, hat in der DDR
als Ausbilder für Sportschützen gearbeitet. Das macht ihn zum
perfekten Bewacher von Geldtransporten. Als er zum ersten
Mal im Panzerwagen saß, mit zehn Millionen Mark im Rücken,
da spürte er ein Kribbeln. »Später war es nur noch wie
Taschentücher packen und verfrachten«, sagt Robin Trott. Vom
Supermarkt zur Bank, von der Bank zur Sparkasse, geschützt
von 13 Kilo schweren russischen Schutzwesten. Damals kam er
auf 60, manchmal 70 Stunden die Woche, für 2600 Mark netto.
»Da konnte ich mir immerhin ein Auto kaufen, auch wenn es
schon fünf Jahre alt war.« Trotzdem hat er aufgehört mit den
Transporten. Neun Überfälle in zwei Jahren, ihn hat es nur aus
Zufall nie erwischt, drei Kollegen starben. Wegen der vielen
Arbeit war er kaum zu Hause. Die Beziehung zu seiner
Freundin zerbrach daran.
Der Wagen ist ihm geblieben, ein Nissan, inzwischen 15 Jahre
alt. Lange läuft der Motor wohl nicht mehr. Trott wird dann S-
Bahn fahren müssen. Er ist 40 Jahre alt, auf dem Konto liegen
750 Euro, das ist sein Vermögen. Was er verdient, braucht er
zum Leben.
Es gibt einen Satz, der in den vergangenen Jahren in
Deutschland stark an Beliebtheit gewonnen hat. FDP-Chef
Guido Westerwelle hat ihn zitiert, der SPD-Politiker Sigmar
Gabriel, die Union hat ihn gar zum Wahlkampfslogan gemacht:
»Sozial ist, was Arbeit schafft.« Natürlich ist es fast allen
Leuten lieber, einen Job zu haben, als arbeitslos zu sein. Doch
der Satz übergeht, dass Arbeit und Armut in Deutschland
längst kein Widerspruch mehr sind und dass es womöglich
auch Jobs gibt, die zu schaffen nicht besonders sozial ist.
Nach einer in dieser Woche veröffentlichten Studie des
Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung in Berlin leben
inzwischen drei Millionen Erwerbstätige unterhalb der
Armutsgrenze, fast anderthalb mal so viel wie vor zwölf Jahren.
Unter ihnen sind Friseurinnen, Verkäufer, Hilfs- und
Leiharbeiter, Floristinnen, Reinigungskräfte, kleine
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Selbstständige. Und Wachleute wie Robin Trott.
Kürzlich haben sich die Sicherheitsunternehmen mit der
Gewerkschaft auf einen neuen, niedrigeren Tariflohn geeinigt.
Robin Trotts Firma fängt gerade an, die Angestellten einzube-
stellen und ihnen neue Arbeitsverträge vorzulegen. Trott käme
dann netto wohl nicht einmal mehr auf 700 Euro im Monat. Er
sagt, er werde sich das nicht bieten lassen. Aber was bleibt ihm
übrig? Eine Bekannte arbeitet bei der Arbeitsagentur in
Lichtenberg. Die hat ihm gesagt: »Robin, wir verwalten das
blanke Nichts, wir haben nicht mal Reinigungsjobs.«
Das ist die Zukunft des Robin Trott.

(Quelle: DIE ZEIT, Nr. 11/2005)

Gehälter ohne Grenzen
Wolfgang Glabus

Josef Ackermann bleibt das Maß aller Dinge � und die
Zielscheibe der Kritik. Auch im vergangenen Jahr verdiente der
Chef der Deutschen Bank mehr als jeder andere Vorstand in
den 30 größten deutschen Konzernen. Insgesamt strich
Ackermann 11,9 Millionen Euro ein, noch einmal 18 Prozent
mehr als ein Jahr zuvor.

Die hohen Managergehälter rufen auch Prominente auf den
Plan. Bundespräsident Horst Köhler hat es zuletzt im Mai vor
Gewerkschaftern in Berlin deutlich formuliert. Es sei schwer,
�Arbeitnehmern Mäßigung und Lohnzurückhaltung zu emp-
fehlen, wenn andere kein Maß mehr zu kennen scheinen�.
Indirekt übte Köhler auch Kritik an Ackermann: �Ganz verquer
wird es, wenn immense Vorstandsgehälter mit einem gestei-
gerten Shareholder-Value begründet werden, der auf
Lohnzurückhaltung und Entlassungen beruht�, sagte der
Präsident. Ackermanns Einkommen liegt etwa 250-mal höher
als das durchschnittliche Gehalt eines Bankangestellten.
Deutschlands größte Boulevardzeitung machte eine noch dras-
tischere Rechnung auf, kaum dass erste Details über
Ackermanns Vergütung durchgesickert waren. Um das Gehalt
des Bankers zu erreichen, müsste eine Verkäuferin mit einem
Bruttogehalt von 1500 Euro 500 Jahre lang arbeiten.

Warum kann der Chef der Deutschen Bank so viel Geld verdie-
nen? In einem Interview rechtfertigte Ackermann sein Gehalt
folgendermaßen: �Ein internationaler Spitzenbanker hat die
Verantwortung für Tausende von Menschen und Milliarden
von Euro. Wenn er der absolute Top-Mann ist, dann müssen wir
das auch nach den internationalen Maßstäben vergüten, sonst
wird er sehr schnell von der Konkurrenz abgeworben.�

Tatsächlich haben internationale Spitzenbanker auch 2005
enorme Summen verdient. Hank Paulson, Chef der US-
Investmentbank Goldman Sachs und designierter US-
Finanzminister, brachte es auf 38 Millionen Dollar. Lehman
Brothers-Chef Richard Fuld verdiente 34,5 Millionen Dollar und
Stan O�Neal, erster Mann des Konkurrenten Merril Lynch,
erhielt 32 Millionen Dollar.
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Doch die exorbitanten Summen für die Wirtschaftsführer ste-
hen auch im erzkapitalistischen Amerika unter Dauerkritik.
Der Protest kommt nicht nur aus dem linken Lager, sondern
auch aus dem Kern des Systems. �Zu oft klaffen in Amerika
Bezahlung und Leistung des Managements lächerlich weit aus-
einander�, klagt der amerikanische Großinvestor Warren
Buffet.

Nach groben Schätzungen verdiente ein Vorstand in einem US-
Konzern schon 2004 rund 430-mal mehr als ein
Durchschnittsarbeiter am Fließband. 1982 hatte die Relation
noch bei 42 zu eins gelegen. �Marie Antoinette würde sich
schämen�, kommentierte Nell Minow, Chef der US-
Beratungsfirma Corporate Library, die wachsende Schere von
unten nach oben.

Vor wenigen Wochen erst platzte den Eigentümern der US-
Einzelhandelskette Home Depot der Kragen. Wütender Protest
der Aktionäre entlud sich auf der Hauptversammlung über
Konzernchef Robert Nardelli. Nardelli war Ende 2000 von
General Electric gekommen und hat seitdem 119,2 Millionen
Dollar verdient, Aktienoptionen nicht mitgerechnet. In der glei-
chen Zeit hat die Home-Depot-Aktie über 15 Prozent ihres
Wertes verloren. �Wenn Sie nicht bescheiden und anständig
sind, werden Sie die Firma zerstören�, musste sich Nardelli von
einem Aktionär sagen lassen.

Ackermanns Bilanz kann sich dagegen sehen lassen. Vor
Steuern verdiente die Deutsche Bank 2005 rund 6,4 Milliarden
Euro, 58 Prozent mehr als ein Jahr zuvor. Vor allem die guten
Zahlen sorgten dafür, dass Ackermann sein Gehalt 2005 noch
einmal um 1,8 Millionen Euro steigern konnte, denn sein
Grundgehalt blieb mit vergleichsweise bescheidenen 11,5
Millionen Euro nahezu unverändert. Mehr Geld kassierte der
Deutsche-Bank-Chef vor allem aus Aktienoptionen und
Bonuszahlungen.

Von den 23 Dax-Chefs, die Angaben über ihre Gehälter machen,
verdienten 2005 nur vier weniger als im Vorjahr.
Commerzbank-Chef Klaus-Peter Müller verdreifachte sein
Gehalt dagegen auf rund drei Millionen Euro. Und auch
Adidas-Boss Herbert Hainer konnte seine Bezüge mit gut vier
Millionen Euro mehr als verdoppeln.

Noch viel besser schnitten 2005 die Erben großer Vermögen ab.
Allein aus den Dividenden ihrer Beteiligung an börsennotier-
ten Unternehmen erlösten Haniel-Familien gut 141 Millionen
Euro. Die Quandt-Erbin Susanne Klatten erhielt aus ihren
Beteiligungen an BMW und Altana eine Gewinnausschüttung
von rund 127 Millionen Euro. SAP-Gründer Hasso Plattner strich
2005 rund 43 Millionen Euro Dividende ein.

Dagegen muss sich Wolfgang Mayrhuber fast als armer Mann
vorkommen Der Lufthansa-Chef verdiente 2005 rund 1,34
Millionen Euro und war mit etwas mehr als einem Zehntel des
Ackermann-Gehalts Schlusslicht unter den Dax-Chefs. Beim
Fixgehalt liegt Mayrhuber mit 650.00 Euro sogar noch vor dem
SAP-Vorstandsvorsitzenden Henning Kagermann. Doch der kas-
sierte nach einem glänzenden SAP-Jahr 2005 zusätzlich 5,46
Millionen Euro aus Boni und Aktienoptionen � und erreichte so
nach Ackermann den zweiten Platz in der Rangliste der
Spitzenverdiener.

Vielen gilt Kagermanns Gehaltsvereinbarung als zukunftswei-
send. Das Fixgehalt des SAP-Chefs machte 2005 nur noch zehn
Prozent seines Einkommens aus, der Rest war über Boni und
Optionen an die Performance des Unternehmens gebunden.
Wenn es dem Unternehmen gut geht, soll es auch dem Chef
gut gehen � eine klare Regel, mit der auch Warren Buffet
eigentlich gut leben könnte.

Doch schon gibt es erste Kritiker: �Wenn zu viel auf einen kurz-
fristigen, auf das Jahresergebnis bezogenen Bonus abgestellt
ist, wird das kurzfristige Denken der Manager zu sehr geför-
dert�, mahnt Christian Strenger, Mitglied der Corporate-
Governance-Kommission der Bundesregierung.

Künftig soll die Öffentlichkeit detaillierter über die Gehälter
der Manager informiert werden. In den Geschäftsberichten
2006, die im Frühjahr des kommenden Jahres erscheinen wer-
den, müssen die börsennotierten deutschen Unternehmen die
Gehälter ihrer Vorstände einzeln und ausführlich aufgeschlüs-
selt auflisten. Ein entsprechendes  Gesetz hatte noch die rot-
grüne Bundesregierung Anfang Juli 2005 verabschiedet. Noch
verweigern sich sieben Dax-Konzerne der Offenlegung, darun-
ter BMW, Daimler-Chrysler und BASF. Der sehr erfolgreiche und
sehr gute bezahlte Wendelin Wiedeking � kolportiert wird ein
Jahressalär von etwa 15 Millionen Euro � bringt dabei sogar ein



41EKD Synode 2006

Kunststück fertig. Auch er verweigert Informationen über sein
Gehalt, ist aber gleichzeitig Mitglied der Governance-
Kommission, die in Kapitel 4.2.4 ihres 25 Seiten langen Kodex
die individuelle Offenlegung der Gehälter einfordert.

Für die prominenten Dissidenten hat das Gesetz eine Hintertür
offen gelassen. Wenn eine Dreiviertelmehrheit der Aktionäre
auf der Hauptversammlung gegen die Offenlegung stimmt,
bleiben die individuellen Vorstandsgehälter auch über 2007
hinaus unter Verschluss. Ob das mit viel populistischem Getöse
verabschiedete �Vorstandsvergütungsoffenlegungsgesetz� tat-
sächlich ausufernde Manager-Gehälter begrenzen kann, halten
Fachleute für mehr als zweifelhaft. Gerhard Cromme,
Aufsichtsratschef von Thyssen-Krupp und Leiter der
Governance-Kommission, rechnet sogar damit, dass mehr
Transparenz zu mehr Gehalt für die Konzernchefs führen kann.

Beispiele für diese Entwicklung gibt es bereits: Nirgendwo
müssen die Vorstände die Öffentlichkeit detaillierter über ihr
Einkommen informieren als in den Vereinigten Staaten und in
Großbritannien � und nirgendwo sind die Gehälter höher.
Während 2005 das Durchschnittsgehalt deutscher
Konzernlenker bei 3,52 Millionen Euro lag, zahlten die hundert
größten Unternehmen an der Börse in London ihren CEOs im
Schnitt 4,3 Millionen Dollar. In den USA lag das
Durchschnittsgehalt an der Spitze der 350 größten
Unternehmen des Landes noch einmal 58 Prozent darüber, bei
6,9 Millionen Dollar.

(Quelle: Cicero, Juli 2006)

Das Märchen vom Aufstieg 

Elisabeth Niejahr

Die Deutschen glauben, dass es jeder nach oben schaffen kann.
Falsch: Von den eigenen Bürgern unbemerkt, ist das Land zur
Klassengesellschaft mutiert. Der Sozialstaat muss sich auf die
Armen konzentrieren.

Neun von zehn Chefs entstammen dem gehobenen Bürgertum.
Ob Thomas Middelhoff (Bertelsmann), Klaus Zumwinkel
(Deutsche Post) oder Ferdinand Piºch (VW): Viele kommen aus
Unternehmerfamilien. Der eine ist Sohn einer Putzfrau. Die
Mutter hat Kasernen geschrubbt und auf Feldern geackert, und
manchmal war ihr Sohn bei der Rübenernte sogar dabei. Er war
intelligent und konnte gut reden, doch als ein Lehrer fand, er
solle später studieren, lachte der Junge aus dem niedersächsi-
schen Wülfer-Bexten nur: �Wir haben doch nicht mal für
Bücher Geld."
Der andere hat kein Abitur gemacht. Als 16-Jähriger verließ er
das Gottlieb-Daimler-Gymnasium im schwäbischen Bad
Cannstatt und versuchte es ein paar Monate mit einer
Fotografenlehre. Später schlug er sich als Taxifahrer durch.
Nach der fünften Gymnasialklasse hat er nie wieder in einer
Schule oder Universität eine Prüfung abgelegt.
Gerhard Schröder und Joschka Fischer, der Bundeskanzler und
sein Vize, hatten keinen leichten Start ins Erwachsenenleben.
Als Kinder gehörten sie nicht zu den Privilegierten, inzwischen
haben sie es bis ganz nach oben geschafft. Nun ziehen sie in
einen Wahlkampf, in dem viel von Schulen und Universitäten,
von Kindergärten und von Chancengleichheit die Rede ist.
�Bildung ist die neue soziale Frage", sagt der Kanzler in seinen
Wahlkampfreden. Manchmal erwähnt er dabei seine eigene
Biografie.
Schröder rührt damit an ein Thema, das für den Mainzer
Soziologen Stefan Hradil ein �blinder Fleck" im Bewusstsein der
Deutschen ist �  ein Missstand, der irgendwie aus dem Blickfeld
geriet. Zwar zeigen Statistiken, dass Deutschland, trotz seiner
gigantischen Umverteilungsinstanzen, kein Land mit ausge-
prägter Chancengleichheit ist. �Dass sich unsere Gesellschaft
mit dem Prädikat ,Leistungsgesellschaft’ schmückt, gehört zu
ihren großen Selbsttäuschungen", sagt der Bonner
Wirtschaftsforscher Meinhard Miegel. Doch die geringe soziale
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Mobilität wird selten wahrgenommen � und noch seltener
bekämpft. Man sieht sie nicht. Nicht auf dem Gehaltszettel,
nicht in der Arbeitslosenstatistik, nicht im Verteilungstableau.
Und zeigen nicht Schröder oder Fischer, dass alles in Ordnung
ist?
In den fünfziger Jahren erfand der Soziologe Helmut Schelsky
den Begriff von der �nivellierten Mittelstandsgesellschaft". An
diesem Mythos wird bis heute kaum gerüttelt. Den Deutschen
gefällt die Vorstellung, dass vor allem die eigene Leistung über
das Fortkommen entscheidet und der Tüchtige nach oben
durchmarschieren kann. In der Nachkriegszeit mag das auch so
gewesen sein, als viele bei null beginnen mussten und mehr
als zehn Millionen Flüchtlinge das soziale Gefüge durcheinan-
der brachten. Und so war es vielleicht auch in den Siebzigern,
als Aufschwung und Bildungsinvestitionen vielen Deutschen
die Türen öffneten. �Fahrstuhleffekt" nannte das der Münchner
Soziologe Ulrich Beck: Die verschiedenen Gesellschafts-
schichten wurden gemeinsam und gleichzeitig nach oben
befördert.
Inzwischen haben sich die Fakten geändert, nicht aber das
Selbstverständnis. Ist der Zugang zu einem Studium nicht
etwa leichter als in fast allen anderen Ländern der westlichen
Industriegesellschaften? In Großbritannien besuchen Kinder
der Upper Class erst Eton und dann Oxford � in Deutschland
findet man sie vielerorts. Auch Eliteunis wie die Grandes Écoles
in Frankreich oder Harvard, Princeton, Stanford in den
Vereinigten Staaten kennt man in Deutschland nicht. Kann
hier nicht jeder alles werden, wenn er begabt ist � in der
Wirtschaft, im öffentlichen Dienst, in der Politik? 
Der oberflächliche Eindruck ist: ja. Unzählige Untersuchungen,
Statistiken und Experten sagen: nein. Zuletzt zeigte die
Schulstudie Pisa, dass bei einem Vergleich von 32 Ländern der
Abstand zwischen der Leistung von Schülern aus privilegierten
Familien und solchen aus unteren sozialen Schichten nirgends
so groß war wie in Deutschland: Platz 32. Die Vereinigten
Staaten landeten auf Platz 8.
Eine Überraschung? Schon Ende der neunziger Jahre gelangte
eine Untersuchung der Berliner Humboldt-Universität zur sel-
ben Schlussfolgerung. Mehr als 13 000 Hamburger Kinder
waren dafür unmittelbar nach dem Übergang in die weiter-
führende Schule beobachtet worden. Ergebnis: Je höher die
Ausbildung der Eltern war, desto besser schnitten die Kinder ab
� auch wenn sie selbst keine besonders guten Leistungen vor-
zuweisen hatten. Dazu trugen auch die Vorurteile der Lehrer

bei, die Kinder aus weniger gebildeten Elternhäusern unab-
hängig von Testergebnissen einfach schlechter beurteilten.
�Dass die Lernvoraussetzungen nicht gleich sind, haben wir
erwartet � aber dass gleiche Leistung nicht einmal gleich
bewertet wird, ist ein Unding", gab einer der beteiligten
Professoren damals erschrocken zu Protokoll.
�Deutschland ist Weltmeister in der sozialen Exklusion", sagt
Hans Konrad Koch, Schulexperte im Bundesministerium für
Bildung und Forschung. Der Ökonom Miegel warnt vor "einer
gigantischen Verschwendung von Humankapital" � also der
Ressource, die einer Wissensgesellschaft das Überleben sichert.
Viel spricht dafür, dass die Ungleichheit der Chancen zuneh-
men wird:
� Erbschaften aus privaten Vermögen werden sich bis zum Jahr
2020 mehr als verdoppeln � und höchst unterschiedlich verteilt
sein. Wer nichts erbt, wird den materiellen Vorsprung von
Kindern aus begütertem Elternhaus künftig schwerer durch
eigene Leistung aufholen können.
� Hinzu kommt ein Phänomen, das der Bamberger Soziologe
Andreas Klocke �sozialhomogene Heiratsmuster" nennt: Reich
heiratet reich, Bildungsbürger ehelichen Bildungsbürger. Auch
dadurch wird Ungleichheit potenziert.
� Die Startchancen von Kindern klaffen auseinander, eine stei-
gende Zahl von ihnen wächst in relativer Armut auf. In
Großstädten wie Berlin zahlen die Sozialämter bereits für jedes
sechste Kind. Soziologen haben einen Namen dafür:
�Infantilisierung der Armut". Betroffen ist vor allem der
Nachwuchs von Alleinerziehenden.
� Lehrer und Professoren vergeben immer mehr gute und sehr
gute Noten. Prüfungsergebnisse verlieren dadurch ihre
Aussagekraft, und das schadet in erster Linie den Schülern und
Studenten aus sozial benachteiligten Milieus. Sie können ihre
schlechteren Startbedingungen schwerer durch zählbare
Qualifikationen ausgleichen, stattdessen werden Umgangs-
formen und selbstbewusstes Auftreten immer wichtiger. �Der
Trend zur Rekrutierung der Wirtschaftseliten aus der Schicht
des gehobenen Bürgertums wird sich verstärken", warnt der
Darmstädter Soziologieprofessor Klaus Hartmann. �Gutes
Benehmen kann man zwar erlernen, aber nicht unbedingt die
Selbstverständlichkeit dabei."
Hartmann hat anhand der Karrieren von 6500 promovierten
Ingenieuren, Juristen und Ökonomen der Promotionsjahr-
gänge 1955, 1965, 1975 und 1985 nachgewiesen, welch eine enor-
me Rolle die soziale Herkunft für Karrieremuster in der
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Privatwirtschaft spielt. Danach beherrscht das gehobene
Bürgertum die Chefetagen. Kinder von leitenden Angestellten,
höheren Beamten, studierten Freiberuflern und Unterneh-
mern mit mehr als zehn Beschäftigten machten demnach etwa
doppelt so häufig Karriere wie Kinder aus einfacheren
Verhältnissen � trotz formal gleicher Qualifikationen. In einer
weiteren Studie erhärtete sich das Ergebnis:
Die Vorstandsvorsitzenden der 100 größten deutschen
Unternehmen rekrutieren sich sogar zu knapp 90 Prozent aus
dieser Schicht. Je größer ein Unternehmen, umso stärker
schlägt sich die soziale Herkunft als Karrierefaktor nieder.
Beispiele gibt es zuhauf. So kommt Bertelsmann-Chef Thomas
Middelhoff ebenso aus einer Unternehmerfamilie wie der Post-
Vorstandsvorsitzende Klaus Zumwinkel oder der frühere VW-
Chef Ferdinand Piºch, der aus der Dynastie von Ferdinand
Porsche stammt. Typisch ist das Familiennetzwerk von BASF-
Finanzvorstand Max Dietrich Kley: Der Sohn eines Siemens-
Finanzvorstands hat drei Brüder, die ebenfalls Topmanager
oder Unternehmer sind. Einer davon ist der Lufthansa-
Finanzvorstand Karl-Ludwig Kley. Aufsteiger wie der neue
Bayer-Vorstandsvorsitzende Werner Wenning, der mit 19 eine
Lehre als Industriekaufmann beim Leverkusener
Chemiekonzern begann, sind die Ausnahme. Die größten
Chancen haben sie als Sanierer, die unangenehme
Aufräumarbeiten erledigen, wie etwa MG-Technologies-Chef
Kajo Neukirchen, dessen Vater Töpfer war.
Herkunft als Aufstiegsbremse � zumindest die Gewerkschaften
müsste das brennend interessieren. Doch das Thema
Chancengleichheit hat auch bei ihnen keine Konjunktur. Ob
man beim Deutschen Gewerkschaftsbund nachfragt, bei
Einzelgewerkschaften wie der IG Metall und ver.di oder bei der
gewerkschaftsnahen Hans-Böckler-Stiftung: Studien,
Stellungnahmen, Debatten zu den Aussichten von Kindern
sozial benachteiligter Familien � nahezu Fehlanzeige.
�Viele unserer Bildungsexperten haben sich nach der
Aufbruchstimmung der siebziger Jahre in ihre Fachgebiete
zurückgezogen und in Detaildebatten aufgerieben, etwa über
die Zukunft der Gesamtschulen", gibt Klaus Lang zu, einer der
einflussreichen Strategen der IG Metall.
So bleibt es Außenseitern überlassen, die alten sozialen
Grundsatzfragen neu zu formulieren. �Eigentlich müsste sozia-
le Ungleichheit ein großes Thema unserer Zeit sein�, wundert
sich der Bremer Historiker Paul Nolte, der für ein �neues
Klassen-Bewusstsein� plädiert, das er "nicht als Aufruf zu revo-

lutionärem Handeln, sondern als Projekt bürgerlicher
Aufklärung" verstanden wissen will: �Es heißt nur, dass wir ein
geschärftes Bewusstsein dafür brauchen, in einer Welt zu
leben, die durch soziale Ungleichheit, durch Schichtung und
Klassendifferenzen geprägt wird.� Nolte findet vielerlei
Indizien für die alte Klassengesellschaft in neuem Gewand -
weniger in der Welt der Arbeit als in Konsum und Alltag.
Früher habe es viele einheitliche Angebote für alle gegeben:
beim Schulunterricht, bei den Fernsehprogrammen, sogar bei
Lebensmitteln. Inzwischen habe sich mit RTL und Sat.1 ein
�Unterschichtsfernsehen" durchgesetzt, während sich am
anderen Ende der sozialen Skala Sender wie Arte etablierten. In
bürgerlichen Kreisen gehöre es dazu, Kinder auf teure
Privatschulen zu schicken; und auch bei etlichen
Gebrauchsgütern zerfalle das Angebot in teuer und billig.
�Man kann Mineralwasser für 30 Pfennig kaufen oder ab einer
Mark aufwärts�, sagt Nolte.
Der Historiker bietet mehrere Erklärungen für das geringe
Interesse am �unappetitlichen Thema" mangelnder Chancen-
gleichheit an � etwa die soziale Kluft, die sich nach der deut-
schen Einheit zwischen Ost und West aufgetan habe, die aber
mit herkömmlichen Klassenunterschieden nichts gemein
habe. Zudem sei Gesellschaftskritik heute unter linken wie
unter liberalen Intellektuellen passØ.
Nicht so in den anderen westlichen Industrieländern: In
Großbritannien, Frankreich oder den Vereingten Staaten war
und ist die soziale Durchlässigkeit ein großes Thema. Die
Amerikaner mühen sich mit Quoten, Förder- und Schutzregeln
für Minderheiten ab. Die Briten sind bis heute besessen von
den Tücken ihres Klassensystems. Die Franzosen fühlen sich
ihren republikanischen Traditionen verpflichtet � und reden
offen über Klassenzugehörigkeit.
Wenn die Deutschen über soziale Gerechtigkeit streiten, geht
es meistens um eine Gleichheit der Einkommen, nicht um eine
Gleichheit von Chancen. Ein geringerer Rentenanstieg? Nein
danke. Maßvolle Tarifabschlüsse? Um Gottes willen! Kürzere
Bezugszeiten beim Arbeitslosengeld? Neoliberales Teufelszeug!
Doch ohne eine neue Verknüpfung von Sozial- und
Bildungspolitik wird es nicht gehen. Je weiter Deutschland
zurückfällt im Wettbewerb der Bildungssysteme, desto weni-
ger Geld wird mittelfristig für Sozialleistungen übrig sein.
Ohne Chancengleichheit kann man das Ziel der
Einkommensgleichheit auf Dauer vergessen. �Bildungspolitik
ist die einzige Möglichkeit, Einkommen umzuverteilen und
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gleichzeitig das Wachstum zu fördern" sagt der amerikanische
Wirtschaftsprofessor Paul Romer.
Wer hingegen Schulen und Kindergärten vernachlässigt, trägt
dazu bei, dass in den Großstädten etwas entsteht, was die
Briten schlicht underclass nennen. Bildungspolitiker brauchen
Geld für besser qualifizierte Kindergärtnerinnen, für
Ausländer-Sprachunterricht, für Ganztagsschulen. Legt man
Zahlen der OECD zugrunde, so geben die Deutschen 4,4 Prozent
ihres Bruttoinlandsprodukts für Bildung aus. Der OECD-
Durchschnitt liegt bei 5,0 Prozent, die Quote der Schweden bei
6,6 Prozent. Wollten die Deutschen den Schweden darin nach-
eifern, so müssten nach OECD-Berechnungen pro Jahr 40
Milliarden Mark mehr für Schule und Studium ausgegeben
werden. Solche Beträge sind in Zeiten sanierungsbedürftiger
öffentlicher Haushalte ohne Abstriche in den Sozialetats nicht
einmal annähernd zu erreichen.
Mehr �Klassenbewusstsein" nach französischem oder briti-
schem Vorbild - das könnte auch helfen, an den richtigen
Stellen zu kürzen und staatliche Unterstützung künftig stärker
denen zukommen zu lassen, die sie wirklich dringend brau-
chen. Denn nicht nur die Bildungspolitik, auch viele
Sozialgesetze nützen oft vor allem der Mittelschicht.
� Beispiel Rentner: Erst langsam hat sich die Erkenntnis durch-
gesetzt, dass die Gleichung �Alt gleich arm" nicht mehr zeitge-
mäß ist. Dennoch nützen unterschiedlichste "Seniorenrabatte"
bei öffentlichen Einrichtungen nach wie vor im Extremfall auch
dem 90-jährigen Milliardär. Auf absehbare Zeit wird das sozia-
le Gefälle innerhalb der Generationen größer bleiben als das
zwischen den Generationen.
� Beispiel Familien: Die Politiker wären gut beraten, weniger
zwischen Kinderreichen und Singles und stärker zwischen
armen und reichen Familien zu unterscheiden. Die Ganztags-
betreuung für die Kinder von Alleinerziehenden würde dann
beispielsweise in der Werteskala der Politiker weiter oben ste-
hen als der Erhalt des so genannten Baukindergelds, das
Familien mit Einkommen bis 50 000 Euro zusteht.
� Beispiel Behinderte: Dort finden sich ähnliche
Ungereimtheiten. So ist die Bahnermäßigung für den wohlha-
benden Gehbehinderten eher verzichtbar als die bessere
Bezahlung für Pflegekräfte von Härtefällen.
Ein neues Verständnis von Gerechtigkeit kann womöglich
sogar helfen, Mehrheiten zu sichern. Denn gegen Sozialneid ist
mit Wahlgeschenken auf Dauer sowieso nichts auszurichten.
Das ahnte auch schon der französische Denker Alexis de

Tocqueville: �So demokratisch die sozialen Verhältnisse und die
politische Verfassung eines Volkes auch sein mögen, man kann
damit rechnen, dass jeder Bürger in seiner Nähe stets einige
Punkte finden wird, die ihn überragen, und man kann voraus-
sehen, dass er seine Blicke hartnäckig einzig nach dieser Seite
richten wird", formulierte er 1835. Deshalb werde der Wunsch
nach Gleichheit �umso unersättlicher, je größer die Gleichheit
ist".
Falls die Politik diese Einsicht nicht überzeugt, schaffen es mit-
telfristig vielleicht die Zwänge der Ökonomie. �Die großen
Bildungsreformen der siebziger Jahre kamen zustande, weil es
eine Koalition von Idealisten und Pragmatikern gab - die
gesellschaftliche Debatte über Chancengleichheit fiel zusam-
men mit dem wachsenden Fachkräftebedarf der Wirtschaft",
erinnert sich der Hamburger Bildungsforscher und Soziologie-
professor Harry Friebel. Schon bald werde die Alterung der
Gesellschaft den Bedarf an qualifizierten Arbeitskräften
schnell steigen lassen. �So gesehen, ist es jetzt wieder so weit."

(Quelle: DIE ZEIT, Nr. 30/2003)
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Wo stehen die Reichen?
Wolfgang Uchatius

Die Klasse der Wohlhabenden in Deutschland wächst. Obwohl
sie als Arbeitgeber und Stifter in Erscheinung treten, entfernen
sie sich vom Rest der Gesellschaft.

...

An manchen Sommertagen verlässt eine glänzende Motorjacht
den Hafen von Nizza, an Bord ein Dutzend Deutsche, alles
Männer, alles mehrfache Millionäre, nur einer nicht: der
Gastgeber, ein korpulenter Herr Ende vierzig.

Er heißt Maximilian Imhoff und arbeitet für ein Münchner
Bankhaus, dort betreut er Privatkunden. Allerdings nur solche,
die so viel Geld haben, dass die Bank sie gern an die Côte d�Azur
einlädt. Imhoff erfährt dann von kleinen Geschäften und gro-
ßen Erfolgen und fungiert oft nicht nur als Vermögens-, son-
dern auch als Lebensberater.
So ist er über die Jahre zu einem Experten in Sachen
Reichwerden avanciert. Dieser Mann, der sich täglich in
Diskretion und Diplomatie übt, dessen berufliche Existenz
daran hängt, dass sein tatsächlicher Name anhand dieses
Artikels nicht zu erschließen ist, dieser Mann also wird recht
deutlich, wenn er davon spricht, wer im Deutschland des Jahres
2004 wenig Aussicht auf Reichtum hat. »Wenn Sie fest ange-
stellt sind, können Sie kein großes Vermögen mehr aufbauen«,
sagt Imhoff. »Selbst wenn Sie noch so viel arbeiten und gutes
Geld verdienen.«
Angestellte können nicht wirklich reich werden � damit
beschreibt der Bankberater Imhoff eine Tendenz, die von zahl-
reichen Studien und Wissenschaftlern bestätigt wird. »Um in
absehbarer Zeit allein aus dem Arbeitseinkommen ein
Geldvermögen von mehreren Millionen Euro aufzubauen,
muss ein Angestellter mindestens eine Million brutto im Jahr
verdienen«, sagt der Darmstädter Soziologe und Elitenforscher
Michael Hartmann. Außer manchen Investmentbankern und
den Spitzenmanagern großer Aktiengesellschaften gelingt das
wenigen Angestellten.
Weit größere Chancen auf Reichtum, sagt Imhoff genauso wie
Hartmann, hätten Unternehmer, Selbstständige und Leute, die
schon ein gewisses Vermögen mitbringen.

Die Zahlen geben ihnen Recht. Zwischen 1990 und 2002 konn-
ten Unternehmer und Vermögende in Deutschland ihr durch-
schnittliches Bruttoeinkommen preisbereinigt um rund 40
Prozent steigern. Die Bruttolöhne und -gehälter pro
Arbeitnehmer dagegen stiegen lediglich um sieben Prozent.
Betrachtet man die realen Nettoeinkommen, wächst der
Abstand weiter. Dann ergibt sich bei den Arbeitnehmern sogar
ein Minus von 0,7 Prozent, bei den Beziehern von Gewinn- und
Vermögenseinkommen dagegen ein Zuwachs von fast 50
Prozent.
Den Unterschied zwischen brutto und netto macht die Steuer-
und Abgabenpolitik des Staates. 1960 mussten Arbeitnehmer
nach Berechnung des Wirtschafts- und
Sozialwissenschaftlichen Instituts in Düsseldorf im Schnitt
knapp 16 Prozent ihres Einkommens an Finanzamt und
Sozialkassen abführen. Gewinn- und Vermögenseinkommen
wurden mit 23 Prozent belastet.
Danach begann, was der Gießener Politologe Dieter Eißel den
»Marsch in den Lohnsteuerstaat« nennt. Egal wie der Kanzler
hieß, eine Bundesregierung nach der anderen erhöhte die
Abgabenlast auf abhängige Arbeit. Lohnsteuer, Sozialabgaben,
Solidaritätszuschlag � heute liegt die durchschnittliche
Abgabenlast eines Arbeiters oder Angestellten bei 35 Prozent.
Gutverdiener müssen sogar weit mehr als die Hälfte ihres
Einkommens an den Staat abführen. Unternehmer,
Selbstständige und Vermögende dagegen verlieren im Schnitt
nur noch knapp elf Prozent. Die Verhältnisse haben sich umge-
kehrt.

Kein Wunder, dass sich auf den von Imhoff an der Côte d�Azur
gecharterten Jachten fast nur Besitzer gut laufender
Unternehmen und Erben großer Vermögen befinden. Also
Leute, die nicht von Löhnen, sondern von steuerbegünstigten
Gewinnen leben und von dem, was ihre Aktien, Anleihen und
Immobilien an Rendite abwerfen. »Meine Kunden zahlen trotz
ihres Reichtums kaum Abgaben«, sagt Imhoff. »Und zwar ganz
legal im Einklang mit den Steuergesetzen.«
Ist dann doch einmal ein abhängig Beschäftigter unter den
lukrativen Bankkunden, dann hat entweder auch er geerbt,
oder er hat von seinem Gehalt Wertpapiere gekauft � und nach
ein paar Jahren des Wartens zum richtigen Zeitpunkt verkauft.
Solche Kursgewinne an der Börse sind steuerfrei.
Die Arbeitseinkommen allein aber machen die Bundesbürger
nicht mehr reich. Den Staat allerdings auch nicht. »Würde die
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Regierung die Unternehmensgewinne und großen Vermögen
heute im gleichen Umfang besteuern wie 1990, dann hätte sie
Mehreinnahmen von 81 Milliarden Euro«, hat der Politologe
Eißel ausgerechnet. Das Loch im Staatshaushalt würde sich
schließen, und Hans Eichel würde nicht als Schuldenmacher in
die Geschichte eingehen, sondern als vorbildlicher Kassenwart.
Die Regierung muss also einen Grund haben, auf so viel Geld
zu verzichten. Dieser Grund hat viel mit Macht zu tun. Und mit
der Globalisierung.

...

Dreißig Kilometer nordöstlich von Berlin stehen im
Gewerbegebiet Eberswalde die Produktionshallen der Hanke-
Gesellschaft für Gießerei-Kooperation, und vor der Tür, sagt
Siegfried Hanke, da werde er mitten in dem von Arbeitslosig-
keit geplagten Land womöglich bald ein Schild aufstellen, mit
der Aufschrift »Wir stellen ein!«. Denn Hanke sucht Mitarbei-
ter.

Ziemlich genau zwölf Jahre ist es her, da hat Hanke, damals
Anfang 40, geboren und aufgewachsen in der DDR, ein
Unternehmen gegründet. Ausgerechnet eines, das nichts mit
Computern oder Telekommunikation oder mit sonst etwas zu
tun hatte, das nach Zukunft klingt. Sondern eine
Druckgießerei.
Heute beschäftigt er 40 Mitarbeiter, bildet Lehrlinge aus und
liefert Aluminiumgussteile für 2,5 Millionen Autos pro Jahr,
seine Kunden sind DaimlerChrysler, Toyota, Ford, Jaguar,
Peugeot, »praktisch alle Autohersteller weltweit«.
Der Unternehmensgründer Siegfried Hanke, der am Tag 14 bis
16 Stunden arbeitet, oft auch am Wochenende, hat also Erfolg.
Hat Leistung gebracht. Besonders viel Geld hat er nicht. Sein
Besitz ist die Firma, für ihn selbst bleibt kaum Luxus. Mit seiner
Familie wohnt Hanke zur Miete am Rande Berlins, wenn er mit
dem Auto zu Kunden fährt, steuert er selbst, ein Multimillionär
hätte das nicht nötig, aber Hanke hat sich bis vor kurzem weni-
ger Gehalt ausgezahlt als seinen Ingenieuren. Den überschüs-
sigen Gewinn hat er reinvestiert.
Richtig reich ist Siegfried Hanke also nicht geworden, vielleicht
wird er es noch, irgendwann. Wahrscheinlicher ist, dass von sei-
ner Leistung erst seine Erben profitieren. So wie meistens in
Deutschland.
Reiche sind hierzulande noch immer unbekannte Wesen � »Wir

wissen, wie viele Obstbäume in Deutschland wachsen, aber
kaum etwas über Reichtum«, spottet etwa der Bochumer
Sozialforscher Ernst-Ulrich Huster. Aber einige Studien existie-
ren doch, und die sind eindeutig: Der reiche Unternehmer, der
sein Imperium durch eigene Leistung selbst erschaffen hat, ist
eine Rarität.
Die meisten Vermögenden haben schon groß angefangen. Sie
hatten wohlhabende Eltern. Sie haben geerbt. Das ist das
Ergebnis einer Studie des Ökonomen Dierk Hirschel, der an der
Uni Lüneburg den familiären Hintergrund von 12000 reichen
und weniger reichen Personen untersuchte.
Selfmademenschen dagegen bringen es selten zu Reichtum.
Schon gar nicht heute. »Die Chance aufzusteigen ist deutlich
niedriger als vor dreißig, vierzig Jahren«, sagt der
Elitenforscher Hartmann. Der Erfolg des Fernsehfabrikanten
Max Grundig oder des Medienunternehmers Reinhard Mohn
ist heute schwer zu wiederholen. Die Wirtschaft stagniert, das
verhindert den Erfolg der Kleinen. Einer wie Heiner Kamps, der
es vom Bäckergesellen zum Inhaber eines Brotkonzerns mit
Tausenden Filialen brachte, ist in Zeiten schrumpfender
Märkte eine Ausnahme.
Nicht eigene Arbeit ist heute in Deutschland der erste Schritt
zum Reichtum, sondern geerbtes Grundkapital: ein gesundes,
zumindest mittelgroßes Unternehmen, ein paar Immobilien,
ein gut gefülltes Wertpapierdepot. Das kleine Vermögen wird
dann schnell zum großen. Regierung und Opposition verken-
nen also die Realität, wenn sie betonen, es könne in
Deutschland nicht mehr um Ergebnisgleichheit gehen, wichtig
sei die Chancengleichheit. »Wo das Ergebnis, also Einkommen
und Vermögen, sehr ungleich verteilt ist, ist Chancengleichheit
unmöglich«, sagt Hartmann.
Künftig wird sie wohl noch schwieriger herzustellen sein. Bis
zum Jahr 2010 wird in Deutschland ein Vermögen von zwei
Billionen Euro vererbt, schätzen Finanzexperten. Am meisten
werden diejenigen erhalten, die jetzt schon wohlhabend sind.
Insofern ist gar nicht so abwegig, was radikal-liberale Ökono-
men seit langem fordern: einerseits die Abschaffung der
Einkommensteuer, aber andererseits eine Erbschaftsteuer von
100 Prozent. Jeder, so der Gedanke, soll behalten dürfen, was er
erarbeitet. Aber er soll es selbst erarbeiten müssen.
So weit will der Hamburger Reeder Peter Krämer dann doch
nicht gehen. Aber wenigstens um ein paar Prozentpunkte,
zumindest auf amerikanisches Niveau solle man die im inter-
nationalen Vergleich sehr niedrige Erbschaftsteuer in



47EKD Synode 2006

Deutschland erhöhen. Ausgerechnet Krämer sagt das. Der Erbe.

...

(Quelle: DIE ZEIT, Nr. 40/2004. Mitarbeit: Wolfgang Gehrmann,
Dorit Hess)
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Ökumenischer Konsultationsprozess
über �Christenheit, Armut und
Reichtum�
Es muss über exzessiven Reichtum
und Gier geredet werden

Jürgen Reichel

Die Kirchen sollten weltweit mehr über exzessiven Reichtum
und Gier sprechen und wirtschaftliche Entwicklungen, die
Ungleichheiten zwischen Reich und Arm ausweiten, deutlicher
in Frage stellen. Sie sollten wesentlich intensiver weltweite
Netzwerke zu globaler Solidarität aufbauen und kirchliche
Advocacy-Arbeit effektiver machen. Dies sind die hauptsächli-
chen Schlussfolgerungen, die kirchliche Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter aus 22 Ländern Mitte März in Accra (Ghana) gezo-
gen haben. Sie trafen sich, um nach vierjähriger Studienarbeit
einen Bericht über �Christenheit, Armut und Reichtum im
21.Jahrhundert� fertig zu stellen. In Nicaragua und Chile,
Ghana und Namibia, Palästina und Bangladesh, Fidschi und
Korea, aber auch Deutschland und Russland war gefragt wor-
den: Wie werden Armut und Reichtum in diesem Land verstan-
den? Welche Gründe führen dazu, dass es Reichtum und Armut
gibt? Wie verhalten sich die christliche Lehre und Praxis dazu?
Welche praktischen Schritte werden unternommen, und was
ist die adäquate Antwort der Kirchen im 21. Jahrhundert?

Ergebnisse und Anfragen: Reichtum kaum ein Thema für Kirchen

Die Ergebnisse des ökumenischen Studien- und
Konsultationsprozesses sind bestürzend und für die Kirchen
nicht besonders schmeichelhaft: Denn die Kirchen scheuen
davor zurück, sich mit den politischen Ursachen von Armut
und Reichtum zu befassen. Die wichtigsten Einsichten und
Anfragen des ökumenischen Prozesses:

Armut ist ein globales Problem

Armut und Reichtum sollten nicht länger nur unter der Nord-
Süd-Perspektive behandelt werden: Die dramatische
Entwicklung in Russland zeigt, dass regionale Zuordnungen

nicht mehr zutreffend sind. Im Vergleich Brasilien-Russland
schneidet Brasilien trotz seiner besonders dramatischen
Ungleichheit in der Einkommensverteilung in vielen
Bereichen, vor allem aber in der Richtung, die die soziale
Entwicklung insgesamt nimmt, besser ab als Russland. In
Indien, wo die größte Anzahl von Menschen unterhalb der
Armutsgrenze in einer Nation lebt, ist eine breite Schicht von
Wohlhabenden und Reichen entstanden, deren Lebensweise
sich am Standard der Industrienationen orientiert. Zwar ergibt
sich weltweit ein unterschiedliches Bild bei der Betrachtung
der Entwicklung von Armut. Übereinstimmend ist aber, dass
die Kluft zwischen Arm und Reich selbst dann zunimmt, wenn
in einem Land die Anzahl der Armen abnimmt. Die Dramatik
dieser Entwicklung führt zu wachsender Empörung.

Die Berichte stimmen auch darin überein, dass, was auch
immer die Gründe für Armut sein mögen, die wirtschaftliche
Globalisierung einen negativen Effekt hat. Insbesondere wer-
den die Schwächung der nationalen Regierungen und ihre
geringer werdenden Möglichkeiten, eine die Armen fördernde
Politik zu machen, auf das Diktat der internationalen Finanz-
institutionen, auf die Macht transnationaler Unternehmen
und die Mechanismen des freien Marktes zurückgeführt.

Wohlstand und Reichtum werden als Themen in den Kirchen nur
gestreift...

Die Studien haben sich der Analyse und Beschreibung von
Reichtum in ihren Kontexten nur sehr ansatzweise gewidmet,
obwohl die Fragestellungen das vorgesehen hatten. Der Kreis
der Verfasser ist sehr selbstkritisch zu der Einsicht gelangt,
dass Kirchen es ganz offensichtlich verabsäumen, sich a) mit
der Frage, wie Wohlstand geschaffen wird, zu beschäftigen und
b) die weltweit zu beobachtende Tendenz, dass selbst exzessi-
ver Reichtum nicht mehr in Frage gestellt wird, sondern gera-
dezu vorbildhaften Charakter trägt, nicht genügend beachten.
Die Teilnehmer des Kolloquiums in Accra befanden, dass in
allen ihren Ländern die Globalisierung eine �Kultur der Gier�
fördere und diese offensichtlich brauche. Das Leitbild des
Menschen, der sich über Besitz und Konsum definiere, dringe
in alle Kulturen ein und zerstöre traditionelle Werte. Exzessiver
Reichtum sei egoistisch und habgierig und kümmere sich nur
um sich selbst.
Diese �Kultur der Gier� lasse sich mit dem christlichen
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Menschenbild nicht vereinbaren. Zu den ganz wesentlichen
Aufgaben von Kirchen müsse es gehören, dafür einzutreten,
dass die Schaffung von Reichtum und Wohlstand mit sozialer
Verantwortung verbunden werde.

... und selbst Armut ist für viele Kirchen noch immer kein Thema

Prozesse wie �Christianity, Poverty and Wealth in the 21st
Century� stärken diejenigen, die ihr soziales und politisches
Engagement zugunsten der Armen innerhalb der Kirche
erkämpfen müssen. Denn oft finden sie sich am Rand ihrer
Kirchen wieder. Beispiel Fidschi: Die methodistische
Mehrheitskirche der autochthonen Fidschianer blockiert den
Ausgleich mit den zugewanderten Indern auf der Insel.
Beispiel Hongkong, Südkorea, Malaysia: Die Kirchen konzen-
trieren sich mit bewundernswertem Einsatz auf ihr geistiges
(und numerisches) Wachstum, gehen aber die Frage der Armut
überwiegend als individualethisches Problem an.
Beispiel: Chile, Kolumbien, Brasilien, Nicaragua: Die Schreiber
und Schreiberinnen der Studien mit ihrem pfingstlerischem
Hintergrund wissen, dass die Theologie ihrer Gemeinden und
Kirchen überwiegend extrem selbstbezogen ist. Russland, stell-
vertretend für die meisten orthodoxen Kirchen: Die wenigen
Christen und Christinnen, die an einer ganzheitlichen
Theologie arbeiten, führen eine Nischenexistenz. Trotzdem
und deshalb sind die Teilnehmerinnen und Teilnehmer am
Studienprozess davon überzeugt, dass sie den Bericht strate-
gisch einsetzen können. Sie fühlen sich gestärkt und bestätigt
dadurch, dass in diesem ökumenischen Prozess bekräftigt wor-
den ist, dass sich Kirchen durch praktische Aktionen und
Programme und öffentlich-politisch mit den sozialen
Bedingungen in ihren Ländern auseinandersetzen sollen.

Die Aussagen der Kirchen bezüglich Armut und Reichtum sind
uneinheitlich und verwirrend

Einige Autorinnen und Autoren der 24 Studien beklagen, dass
ihre Kirchen die Frage von Armut und Reichtum nicht systema-
tisch reflektierten: �Die Soziallehre der Kirche ist ihr bestgehü-
tetes Geheimnis� (so Westindien, ähnlich Bangladesh,
Hongkong u.a.). Kirchen verstünden die Botschaft des
Evangeliums überwiegend spirituell: Die Gute Nachricht für
die Armen sei deren Erlösung und sozialer Wandel oft lediglich
als Konsequenz der Bekehrung einzelner im Blick (Philippinen;

ähnlich Ghana, Südafrika, Uganda, Süd-Korea, Chile).
Die Konzentration der Kirchen auf das individuelle
Erlösungsgeschehen trage geradezu dazu bei, dass der status
quo erhalten bleibe (Fidschi, Palästina). Berichtet wurde, dass
sich seit einiger Zeit sogar �Wohlstandskirchen� pfingstleri-
scher und neo-pfingstlerischer Prägung entwickelten: Für sie
trage der Glaube an Gott seinen Lohn nicht nur im nächsten
Leben, sondern auch in diesem. Diejenigen, die ihr Leben Jesus
anvertrauten, würden es jetzt zu Wohlstand bringen: Die
Armen werden so zum Glauben gerufen. Reiche können es sich
komfortabel machen, weil ihr Besitz das Zeichen dafür ist, dass
Gott ihren Glauben belohnt hat. Diese Wohlstandskirchen, so
eine Teilnehmerin aus Fidschi, dienten dem Interesse jener
extremen Form von Kapitalismus, der von den USA weltweit
forciert werde. Strukturelle und politische Gründe für Armut
und Reichtum kommen in solchen Kirchen nicht zur Sprache.
Doch die Kirche müsse ein Ort für geistlichen und materiellen
Wandel sein. Die Kirchen hätten, so die übereinstimmende
Vorstellung der Teilnehmerinnen und Teilnehmer am
Kolloquium in Accra, die Aufgabe, das Evangelium zu predigen,
aber gleichzeitig die soziale Entwicklung der Gemeinschaften,
denen sie dienen, zu betreiben.

Ein Programm zur Bekämpfung von Armut und Gier.

Der Bericht empfiehlt, dass die Kirchen ein �Programm zur
Bekämpfung von Armut und Gier� entwickeln sollten, das die
folgenden Elemente berücksichtigt:

� Bislang ist die Tatsache exzessiven Reichtums auch von
den Kirchen wenig beachtet worden. Die christliche
Botschaft rückt extremen, privilegierten oder unrecht
erworbenen Reichtum in die Nähe der Sünde. Die der
gegenwärtigen Wirtschaftsweise zugrunde liegenden
Werte müssen aus christlicher Sicht befragt werden;
freies Unternehmertum, Wettbewerb und ökonomisches
Eigeninteresse müssen in ein Verhältnis zu den allge-
meinen Gütern und den Rechten der Menschen gesetzt
werden. Gibt es in Entsprechung zu dem allgemein rezi-
pierten Verständnis einer Armutsgrenze (�poverty-line�)
auch eine �Grenze der Gier� (�greed-line�)? Kirchen soll-
ten sich stärker als in der Vergangenheit auch damit
befassen, wie Wohlstand entsteht und wie es zu einer
gerechteren Verteilung kommen kann.
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� Zur Überwindung von Armut schlägt der Bericht
zunächst vor, die klassischen Felder der Entwicklung zu
stärken: In den Einzelstudien springt neben der
Verbesserung der Gesundheitsfürsorge und einkom-
mensschaffenden Maßnahmen die zentrale Rolle von
Bildung auf allen Ebenen ins Auge. Der Bericht aner-
kennt die wachsenden Möglichkeiten für Arme, im
Rahmen sich ausdifferenzierender Zivilgesellschaften
direkter an Entscheidungsprozessen, die sie selbst
betreffen, mitwirken zu können, zum Beispiel durch die
PRSP-Prozesse. Komplementär dazu wird gute
Regierungsführung eingefordert, für die ein rechteori-
entierter Ansatz leitend sein sollte: Regierungen haben
einen angemessenen Lebensstandard und soziale
Sicherheit nicht als Akt des Wohlwollens, sondern als
Recht zu gewährleisten.

� Advocacy als armenorientierte Aktion der Kirchen ist in
Zukunft von entscheidender Bedeutung. Herkömmliche
Projekte und Programme der Kirchen zur Unterstützung
und Förderung der Armen sollen durch Maßnahmen, die
auf strukturelle ˜nderungen hinarbeiten, ergänzt wer-
den. Advocacy sollte integraler Bestandteil von
Programmen werden. Wohltätige, �diakonische� und
entwicklungsbezogene Programme werden allgemein
geschätzt; viele Stimmen wollen aber anwaltschaftliche
Programme mit den eher konventionellen verbunden
wissen.

� Die ökonomische Globalisierung erfordert dazu auch
eine Globalisierung der Solidarität. Die ökumenische
Gemeinschaft der Kirchen als einer der größten
Verbunde von Nichtregierungsorganisationen hat ein
enormes Potential, um für den Einsatz für Gerechtigkeit
internationale Netzwerke zu bilden oder zu unterstüt-
zen. Zum Teil wurden enorme Erwartungen an die seit
2000 in Nähe zum Weltrat der Kirchen angesiedelte
Ecumenical Advocacy Alliance (EAA) als �Alliance of
Alliances� geäußert. Sie müssen aber in Anbetracht der
sparsamen Ressourcenausstattung der EAA gedämpft
werden. Gerade deshalb bleibt die Frage virulent, in wel-
cher institutionellen Form internationale Advocacy-
Arbeit der Kirchen sichtbar geschehen soll. Kirchen
könnten zum Beispiel weltweit zur Herausgabe eines

periodischen �World Church Report on Poverty and
Wealth� zusammenarbeiten. Dieser Bericht könnte einen
Überblick über Armut und Reichtum verschaffen, den
Rahmen für gemeinsames Handeln angeben, Methoden
zur Feststellung von Ergebnissen ausarbeiten und zu
Aktionen anregen.

� Christliche Gemeinden und Gemeinschaften sollen als
Subjekte für sozialen Wandel gestärkt werden. Der
Bericht greift das Prinzip der Subsidiarität auf, nach dem
Entscheidungen und deren Umsetzungen auf der jeweils
niedrigsten Ebene, die angemessen erscheint, zu ermög-
lichen sind. Die Gemeinden müssen sich allerdings weit-
gehender als bisher mit ökonomischen Fragen befassen.
Dafür brauchen sie klare und angemessene theologische
Unterweisung und für ihre ökonomische Alphabetisie-
rung katechetisches und liturgisches Material. Denn
auch die Liturgie der Kirchen kann förderlich sein.
Vorgeschlagen ist ein �World Poverty Sunday�, der Armut
und Reichtum als biblisch-theologisches Thema im
Kirchenjahr verankert.

Der Bericht liegt in Englisch und Spanisch vor. Er ist zu bezie-
hen bei: APRODEV, Boulevard Charlemagne 28, B-1000 Brussels,
Belgium, Tel.: 0032 - 2 - 234 56 60, Fax: 0032 - 2 - 234 56 69, E-
Mail: admin@aprodev.net

(Quelle: Reichtum und Armut als Herausforderung für kirchli-
ches Handeln, hrsg. von der Werkstatt Ökonomie, Oktober
2002)
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